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Einleitung 

 
Der Bundesrat hat dem Parlament am 
25. Januar 2012 die Botschaft über die Legis-
laturplanung 2011–2015 und den Entwurf zu 
einem Bundesbeschluss mit den politischen 
Leitlinien, den Zielen sowie den wichtigsten 
geplanten Erlassen der Bundesversammlung 
und weiteren Massnahmen unterbreitet (ge-
mäss Art. 146 ParlG). Das Parlament hat den 
Bundesbeschluss über die Legislaturplanung 
2011–2015 in zwei aufeinander folgenden 
Sessionen (Sondersession und Sommersessi-
on) beraten und am 15. Juni 2012 verab-
schiedet. 

Die Jahresziele des Bundesrates sind dem 
Parlament jeweils bis zu Beginn der letzten 
ordentlichen Session des Vorjahres bekannt 
zu geben und auf die Legislaturplanung abzu-
stimmen (gemäss Art. 144 Abs. 1 ParlG). Ge-
genüber der bundesrätlichen Fassung hatten 
die eidgenössischen Räte eine neue Leitlinie 7 
zur Gleichstellung mit zwei zusätzlichen Zielen 
eingefügt. Dies hat zur Folge, dass die Num-
merierung der Ziele im vorliegenden Doku-
ment nicht mehr mit derjenigen der Botschaft 
übereinstimmt. Die Jahresziele 2014 weisen 
wie schon 2013 insgesamt 28 Ziele auf, ge-
bündelt nach 7 Leitlinien. 

Die Legislaturplanung und die Jahresziele tra-
gen dazu bei, anhand vorgegebener Prioritä-
ten die Arbeit der Verwaltung zu führen und 
damit die Gesetzgebungs- und die Verwal-
tungstätigkeit kohärent zu gestalten. Die Jah-
resziele des Bundesrates stellen dabei eine 
politische Absichtserklärung dar: Sie sollen die 
Marschrichtung der bundesrätlichen Politik 
vorgeben, ohne aber zum Korsett zu werden, 
das unvorhersehbare, dringend gebotene 
Massnahmen verhindern würde. Der Bundes-

rat kann deshalb in begründeten Fällen von 
den Jahreszielen abweichen. 

Wie bisher sind im Rahmen der Legislaturpla-
nung Aufgaben- und Finanzplanung sachlich 
und zeitlich miteinander zu verknüpfen (ge-
mäss Art. 146 Abs. 4 ParlG). Einer entspre-
chenden Abstimmung von Jahresplanung und 
Budget sind jedoch klare Grenzen gesetzt. Von 
grundlegender Bedeutung ist dabei, dass die 
Ausgabenentwicklung des nächsten Jahres 
jeweils weit mehr vom Vollzug des geltenden 
Rechts als von der beabsichtigten neuen Ge-
setzgebung geprägt ist. Die finanzpolitische 
Wirkung der Jahresziele liegt meist im Bereich 
der mittelfristigen Finanzplanung. Aussagen 
zur künftigen Gesetzgebung im Rahmen der 
Jahresziele implizieren daher allenfalls Anpas-
sungen des Finanzplanes, weisen jedoch eher 
selten einen direkten Bezug zum Budget des 
gleichen Jahres auf. 

Die Jahresziele sind aber nicht nur für den 
Bundesrat und die Verwaltung von Nutzen, 
sondern dienen auch den Geschäftsprüfungs-
kommissionen beider Räte. Mit dem Pla-
nungsdokument wird die Rechenschaftsablage 
unterstützt, indem es dem Parlament ermög-
licht, die Arbeit des Bundesrates über das gan-
ze Berichtsjahr an seinen Zielen zu messen 
und gegebenenfalls gezielte Nachfragen zu 
stellen (gemäss Art. 144 Abs. 3 ParlG). Im Pla-
nungsdokument werden vorausschauend Ziele 
und zugehörige Massnahmen umschrieben. 
Ein Jahr später zieht der Bundesrat in seinem 
Bericht über die Geschäftsführung Bilanz. Die 
Gliederung der Legislaturplanung (Bundesbe-
schluss), der jeweiligen Jahresziele und der 
Berichte des Bundesrates über seine Ge-
schäftsführung stimmen deshalb überein. 
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Schwerpunkte im Jahr 2014 

 
Die Herausforderungen für die Legislaturperi-
ode 2011–2015 sind auf die folgenden sie-
ben Leitlinien ausgerichtet: 

Leitlinie 1: Der Standort Schweiz ist attraktiv, 
wettbewerbsfähig und zeichnet sich durch 
einen gesunden Bundeshaushalt sowie effi-
ziente staatliche Institutionen aus 

Leitlinie 2: Die Schweiz ist regional und global 
gut positioniert und hat ihren Einfluss im in-
ternationalen Kontext gestärkt 

Leitlinie 3: Die Sicherheit der Schweiz ist ge-
währleistet 

Leitlinie 4: Der gesellschaftliche Zusammen-
halt der Schweiz ist gefestigt, und den demo-
grafischen Herausforderungen wird wirksam 
begegnet 

Leitlinie 5: Die Schweiz nutzt Energien und 
Ressourcen nachhaltig und effizienter und ist 
auf das zunehmende Mobilitätsbedürfnis vor-
bereitet 

Leitlinie 6: Die Schweiz hält in Bildung, For-
schung und Innovation einen Spitzenplatz 

Leitlinie 7: Die Schweiz sorgt für die rechtliche 
und tatsächliche Gleichstellung von Mann und 
Frau, vor allem in Familie, Ausbildung und 
Arbeit sowie beim Rentenalter. 
 
 

Diese sieben Leitlinien sind inhaltlich mehr-
fach miteinander verbunden. 

Die sieben Leitlinien müssen mit den finanziel-
len Möglichkeiten in Einklang gebracht wer-
den: vor allem im Hinblick auf die Bewältigung 
neuer Herausforderungen gibt der Bundesrat 
in der neuen Legislaturperiode den Reformen 
Vorrang, welche den Bundeshaushalt mittel- 
und längerfristig entlasten. Die Einhaltung der 
Schuldenbremse ist in jedem Fall sicherzustel-
len. 

Vor diesem Hintergrund sind auch die vorlie-
genden Jahresziele 2014 zu sehen. 

Finanzpolitisch wird der Bundesrat 2014 eine 
finanzielle Standortbestimmung vornehmen 
und erste Eckwerte für die finanzpolitischen 
Prioritäten für die Jahre 2016 bis 2024 festle-
gen. Diese Eckwerte könnten namentlich darin 
bestehen, unter Berücksichtigung der mittel-
fristigen Perspektiven Wachstumsschwerpunk-
te bei den Ausgaben festzulegen. Sodann wird 
der Bundesrat 2014 auf der Grundlage der 
wichtigsten Entwicklungen der internationalen 
Finanzmarktregulierung über bilaterale Ver-
einbarungen mit wichtigen Partnerstaaten zur 
Erhaltung und Verbesserung des Marktzu-
gangs im Finanzdienstleistungsbereich und zur 
vertieften Kooperation im Finanzbereich ent-
scheiden. 
Ferner wird der Bundesrat 2014 die Botschaft 
zur Ratifikation der multilateralen Konvention 
der OECD und des Europarates über die ge-
genseitige Amtshilfe in Steuersachen verab-
schieden, weitere Doppelbesteuerungsab-
kommen gemäss OECD-Standard unterzeich-
nen und mit der EU die Verhandlungen zur 
Revision des Zinsbesteuerungsabkommens 
führen. Schliesslich sollen die Botschaften zu 
einem Finanzmarktinfrastrukturgesetz und 
einem Finanzdienstleistungsgesetz verab-
schiedet werden. 

Wichtigstes Geschäft auf staatspolitischer 
Ebene ist der zweite Wirksamkeitsbericht 
betreffend die Neugestaltung des Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung (NFA). Dieser 
wird Auskunft geben, inwieweit die Ziele des 
nationalen Finanzausgleichs in der Vierjahres-
periode 2012 bis 2015 erreicht werden und 
soll dem Parlament als Grundlage für die Neu-
dotierung der Ausgleichsgefässe (Ressourcen-, 
Lasten- und Härteausgleich) für die Periode 
2016 bis 2019 dienen. Daneben befasst sich 
der Bundesrat mit der Weiterentwicklung von 
Vote électronique und mit dem Bericht «Per-
spektiven 2030», der bereits als wesentliche 
Grundlage für die nächste Legislaturplanung 
dient. 

In der Steuergesetzgebung soll die steuerliche 
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz gestärkt 
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und der Steuerstreit mit der EU beigelegt wer-
den. Dies mit einer international akzeptierten, 
rechtssicheren und finanzpolitisch ausgewo-
genen Lösung. Ziel eines Dialogs mit der EU 
zur Unternehmensbesteuerung ist es, die 
steuerliche Attraktivität des Unternehmens-
standorts Schweiz zu wahren und weiterzu-
entwickeln, die internationale Akzeptanz zent-
raler Merkmale der schweizerischen Unter-
nehmenssteuerordnung zu fördern und eine 
Zusicherung anzustreben, dass diskriminie-
rende Massnahmen im Steuerbereich von EU-
Mitgliedstaaten abgebaut und keine neuen 
ergriffen werden. Der Bundesrat wird dazu 
2014 die Vernehmlassung eröffnen. 

In der Aussenpolitik bildet 2014 die Organisa-
tion für Sicherheit und Zusammenarbeit    
(OSZE) einen wichtigen Schwerpunkt: die 
Schweiz übernimmt 2014 zum zweiten Mal 
den Vorsitz der OSZE. Damit kann sie ihr En-
gagement für Stabilität in Europa und in den 
angrenzenden Regionen verstärken und somit 
eine ihrer aussenpolitischen Prioritäten um-
setzen. Im Rahmen ihres OSZE-Vorsitzes er-
nennt die Schweiz zudem Sondergesandte für 
den Westbalkan und für den Südkaukasus 
und wird eine OSZE-weite Anti-Terrorkonferenz 
durchführen, welche die verschiedenen Di-
mensionen des Terrorismus berücksichtigt. 
Die Reduktion globaler Armut und Risiken 
gehört zu den aussenpolitischen Prioritäten 
des Bundesrates. Die Landesregierung wird 
2014 die Verhandlungsposition der Schweiz 
für eine neue globale Agenda für die internati-
onale Entwicklungs- und Nachhaltigkeitspolitik 
festlegen; diese wird die 2015 auslaufenden 
Millenniums-Entwicklungsziele ablösen. 
Auch 2014 wird der Bundesrat bestrebt sein, 
die Stellung der Schweiz in den internationa-
len Finanzinstitutionen weiter zu festigen. Da-
zu gehören ein konsequentes Engagement im 
Internationalen Finanz- und Währungsaus-
schuss für eine verbesserte Berechnung der 
Stimmanteile im IWF und eine gute Priorisie-
rung der finanziellen Beteiligungen an den 
verschiedenen Finanzierungsgefässen der 
Bretton Woods Institutionen. 
Schliesslich wird der Bundesrat eine Ausspra-
che zur Überarbeitung der 2011 verabschie-
deten Strategien zum Mittleren Osten und zu 

Nordafrika führen; dabei geht es um eine 
gründliche Analyse der Situation in der Region 
Nahost und Nordafrika seit Beginn der arabi-
schen Revolutionen im Jahr 2011 sowie mög-
liche Zukunftsszenarien. 

In der Europapolitik sollen 2014 die Verhand-
lungen für ein institutionelles Abkommen mit 
der EU abgeschlossen werden. Das Abkom-
men regelt die institutionellen Fragen (Rechts-
übernahme, Rechtsauslegung, Überwachung, 
Streitschlichtung) für bestehende und zukünf-
tige Marktzugangsabkommen. Es bildet das 
Kernstück zur Erneuerung und Konsolidierung 
des bilateralen Weges. Daneben wird der Bun-
desrat 2014 die Botschaft zur Ausdehnung der 
Personenfreizügigkeit auf Kroatien sowie die 
Botschaft über den Beitrag der Schweiz zu-
gunsten von Kroatien zur Verringerung der 
wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in 
der erweiterten EU verabschieden, und die 
Verhandlungen über ein Strom- bzw. Energie-
abkommen mit der EU werden im Jahr 2014 
inhaltlich zum Abschluss gebracht. 

Zur bundesrätlichen Aussenwirtschaftsstrate-
gie gehört die Intensivierung der Anstrengun-
gen im Hinblick auf den Ausbau und die Ver-
stärkung des Netzes von Freihandelsabkom-
men. Damit soll der Zugang der Schweiz zu 
wichtigen ausländischen Märkten mit grossem 
Wachstumspotenzial verbessert werden. Priori-
tät haben 2014 die Ratifizierung und das In-
krafttreten des Freihandelsabkommens zwi-
schen der Schweiz und China. 

Im Bereich der Sicherheit wird der Bundesrat 
2014 die Botschaft zur Änderung der Rechts-
grundlagen für die Weiterentwicklung der Ar-
mee verabschieden. Dadurch werden die Vor-
aussetzungen geschaffen, um die im Armeebe-
richt 2010 aufgezeigte Weiterentwicklung der 
Armee nach den Vorgaben von Bundesrat und 
Parlament finanziell, materiell und personell 
umzusetzen. Neu geregelt werden sollen na-
mentlich die Aufgaben und der Bestand der 
Armee. 
Weiter wird der Bundesrat 2014 auch die Bot-
schaft zur Revision der Gesetzgebung des Zi-
vildienstes verabschieden: damit soll der Voll-
zug des Zivildienstes optimiert werden; insbe-
sondere ist die Mengentauglichkeit zu erhöhen 
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sowie Effizienz und Qualität zu steigern. Die 
wichtigsten Massnahmen hierbei sind die Um-
gestaltung des Zulassungsverfahrens, die Ver-
besserung der Ausbildung und die Aufnahme 
eines weiteren Tätigkeitsbereichs ins Zivil-
dienstgesetz. 
Auch auf der Agenda stehen 2014 Verhand-
lungen zwischen der Schweiz und der EU zur 
Beteiligung an Krisenbewältigungsoperationen 
im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik der EU. Ein Rahmen-
abkommen regelt die grundsätzlichen Modali-
täten für alle zukünftigen Beteiligungen der 
Schweiz an zivilen und militärischen Friedens-
förderungsmissionen der EU. 
Daneben wird der Bundesrat 2014 über die 
allfällige Aufnahme von Verhandlungen mit 
der EU zur Teilnahme der Schweiz an der 
Prümer Zusammenarbeit (vereinfachter und 
verstärkter Informationsaustausch zwischen 
den Strafverfolgungsbehörden) entscheiden. 
Auch die internationale Zusammenarbeit zwi-
schen Verwaltungs-, Straf- oder Zivilbehörden 
soll gefördert und besser geregelt werden. Und 
schliesslich wird ein Aktionsplan «Integrierte 
Grenzverwaltungsstrategie» verabschiedet, der 
konkrete Massnahmen enthält um die illegale 
Migration und die grenzüberschreitende Kri-
minalität wirkungsvoller zu bekämpfen, und 
die legalen Grenzübertritte reibungsloser ab-
zuwickeln. 

In der Migrationspolitik wird der Bundesrat 
2014 die Botschaft zur Änderung des Asylge-
setzes verabschieden. Die darin vorgeschla-
gene Neustrukturierung des Asylbereiches 
wird eine markante Beschleunigung der Asyl-
verfahren bringen. Neu soll eine Mehrheit der 
Asylverfahren in Zentren des Bundes inner-
halb von maximal 140 Tagen rechtskräftig 
abgeschlossen werden. Als flankierende 
Massnahme zum beschleunigten Verfahren 
soll ein Anspruch auf kostenlose Beratung 
über das Asylverfahren und eine kostenlose 
Rechtsvertretung für Asylsuchende vorgese-
hen werden. 

In der Gesundheitspolitik ist eine Reihe von 
Massnahmen im Zusammenhang mit der 
bundesrätlichen Strategie «Gesundheit 2020» 
geplant: Eine Teilrevision des KVG bietet ein 
effizientes Instrument zur langfristigen Steue-

rung des ambulanten Bereichs, der ein beson-
ders hohes Kostenwachstum aufweist. Mit 
einer Teilrevision des KVG wird ebenfalls eine 
Rechtsgrundlage geschaffen für grenzüber-
schreitende Kooperationsprojekte in Grenzre-
gionen. Ein neues Tabakproduktegesetz trägt 
ebenfalls zur Umsetzung der bundesrätlichen 
Strategie «Gesundheit 2020» bei. Zum Schutz 
vor gesundheitlichen Schädigungen durch 
nichtionisierende Strahlung und Schall soll ein 
neues Bundesgesetz beitragen. 

In der Sozialpolitik wird der Bundesrat die Bot-
schaft zur Reform der Altersvorsorge 2020 
verabschieden. Im Zentrum der Reform stehen 
die Interessen der Versicherten und eine aus-
gewogene Lösung, die darauf zielt, einerseits 
das Leistungsniveau im Rentenalter zu erhal-
ten sowie andererseits das finanzielle Gleich-
gewicht der AHV und der 2. Säule zu sichern. 
Ferner wird ein Bericht über Massnahmen zur 
Unterstützung und Entlastung von pflegenden 
Angehörigen mögliche Handlungsoptionen zur 
Verbesserung und Förderung der Vereinbarkeit 
von Berufstätigkeit und Angehörigenpflege 
aufführen. 

In der Energiepolitik soll mit der Revision des 
Umweltschutzgesetzes eine neue Rechts-
grundlage für die effizientere Nutzung der na-
türlichen Ressourcen geschaffen werden. Die 
Umweltbelastung soll langfristig massgeblich 
vermindert und die Leistungsfähigkeit der 
Schweizer Wirtschaft soll gestärkt werden. Ein 
Strom- bzw. Energieabkommen mit der EU 
bezweckt die vollwertige Eingliederung der 
Schweiz in den europäischen Strombinnen-
markt, was für die Stromversorgungssicherheit 
der Schweiz und für die Schweizer Stromwirt-
schaft von zentralem Interesse ist. 

In der Verkehrspolitik sollen insbesondere ein 
Nationalstrassen- und Agglomerationsver-
kehrs-Fonds geschaffen und Massnahmen zur 
Schliessung der Finanzierungslücke im Stras-
senverkehr ergriffen werden. Mit der zweiten 
Programmbotschaft zur Beseitigung von Eng-
pässen im Nationalstrassennetz sollen weitere 
Projekte zur Beseitigung von Engpässen im 
Nationalstrassennetz lanciert und die dafür 
notwendigen finanziellen Mittel aus dem Infra-
strukturfonds freigegeben werden. 
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In der Klimapolitik stehen die Botschaft zur 
Ratifikation eines bilateralen Abkommens mit 
der EU über die Verknüpfung ihrer jeweiligen 
Emissionshandelssysteme und ein Aktions-
plan zur Anpassung an die Klimaänderung im 
Vordergrund. 

In der Raumplanung geht es einmal mehr um 
das Raumplanungsgesetz. Mit der zweiten 
Etappe der Revision des Raumplanungsgeset-
zes soll ein substanzieller Beitrag geleistet 
werden, um die verfassungsrechtlichen Ziele 
der Raumplanung – haushälterische Boden-
nutzung und geordnete Besiedlung des Lan-
des – künftig besser erfüllen und die mannig-
faltigen Ansprüche an den Raum besser auf-
einander abstimmen zu können. 

In der Umweltpolitik möchte der Bundesrat 
2014 den Aktionsplan zur Umsetzung der 
Strategie Biodiversität Schweiz verabschieden. 
Die Strategie soll die Erhaltung und Nutzung 
der Biodiversität in unserem Land langfristig 
sicherstellen. 

In der Bildungspolitik soll ein Gesundheitsbe-
rufegesetz im Interesse der öffentlichen Ge-
sundheit die Anforderungen an die Ausbildung 
und die Ausübung der Gesundheitsberufe 
einheitlich festlegen. Ziel ist es, Fachleute 

auszubilden, die fähig sind, eine qualitativ 
hochstehende Versorgung sicherzustellen und 
den Wandel des Gesundheitswesens mitzutra-
gen. 

Der demographische Wandel in der Gesell-
schaft erfordert Massnahmen zur Deckung des 
sich abzeichnenden Fachkräftemangels. Im 
Zentrum stehen gezielte Massnahmen in der 
beruflichen Grundbildung und in der höheren 
Berufsbildung. Der Bundesrat wird im zweiten 
Halbjahr 2014 Grundsatzentscheide zur Um-
setzung dieser Reformen treffen. 

In der Gleichstellungspolitik schliesslich wird 
der Bundesrat einen Bericht über die Bekämp-
fung der Lohndiskriminierung zur Kenntnis 
nehmen. Der Bericht wird sich auf die Evalua-
tion des Projekts Lohngleichheitsdialog, auf 
die rechtsvergleichende Zusammenstellung 
der staatlichen Instrumente zur Durchsetzung 
der Lohngleichheit in verschiedenen Staaten 
sowie auf die Ergebnisse einer Studie über 
innerstaatliche Durchsetzungsmechanismen 
und deren Tauglichkeit für die Durchsetzung 
der Lohngleichheit stützen. Auf dieser Basis 
soll entschieden werden, ob zusätzliche Mass-
nahmen zur Bekämpfung der Lohndiskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts zu treffen sind. 
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Die Ziele des Bundesrates 2014: Überblick 

 
1 Der Standort Schweiz ist attraktiv, 

wettbewerbsfähig und zeichnet sich 
durch einen gesunden Bundes-
haushalt sowie effiziente staatliche 
Institutionen aus 

 
Ziel 1: Das Gleichgewicht des Bundeshaus-

halts bleibt gewahrt 
 Botschaft zur Optimierung des Rech-

nungsmodells des Bundes (NRM) 
 Finanzielle Standortbestimmung und 

finanzpolitische Prioritäten für die 
Jahre 2016–2024 

 
Ziel 2: Die schweizerische Wirtschaft ist durch 

bestmögliche Rahmenbedingungen ge-
festigt und wächst weiterhin 
 Botschaft zur Revision des Bundesge-

setzes über die wirtschaftliche Lan-
desversorgung 

 Vernehmlassung zur Revision des Ob-
ligationenrechts (Aktienrecht inklusive 
Umsetzung Abzockerei) 

 Vernehmlassung zur Revision des 
Bundesgesetzes über das öffentliche 
Beschaffungswesen 

 
Ziel 3: Stabilität und Standortattraktivität des 

Finanzplatzes sind gewährleistet; die 
Schweiz verfügt über eine wettbe-
werbsfähige, einfache, unbürokrati-
sche Regulierung 
 Bilaterale Vereinbarungen mit wichti-

gen Partnerstaaten betreffend Markt-
zugang und Kooperation im Finanzbe-
reich 

 Position der Schweiz betreffend den 
OECD-Standard zum automatischen 
Informationsaustausch bei der Steu-
eramtshilfe 

 Botschaft zur Ratifikation der multila-
teralen Konvention der OECD und des 
Europarates über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen 

 Botschaft zum Finanzmarktinfrastruk-
turgesetz 

 Botschaft zum Finanzdienstleistungs-
gesetz 

 

Ziel 4: Die Agrarpolitik entwickelt sich in Rich-
tung einer integralen Politik für die Land- 
und Ernährungswirtschaft weiter 
 Agrarpolitische Agenda für die Zeit nach 

2017 
 Grundsätze für die landwirtschaftlichen 

Zahlungsrahmen 2018–2021 
 

Ziel 5: Die Handlungs- und Leistungsfähigkeit 
der schweizerischen Institutionen und 
deren Zusammenarbeit sind optimiert 
 Botschaft zur Teilrevision des Bundes-

gesetzes über die Meteorologie und Kli-
matologie 

 Botschaft zur Festlegung des Ressour-
cen- und Lastenausgleichs zwischen 
Bund und Kantonen für die Beitragspe-
riode 2016-2019 

 Bericht betreffend die Überprüfung der 
Einhaltung der NFA-Prinzipien 

 Bericht «Perspektiven 2030» 
 Botschaft zur Teilrevision des Zollgeset-

zes 
 Weiterentwicklung von Vote électronique 

(Phase II) 
 Umsetzung des revidierten Regierungs- 

und Verwaltungsorganisationsgesetzes 
(RVOG) 

 Umsetzung der Personalstrategie Bun-
desverwaltung 2011–2015 

 
Ziel 6: Die Attraktivität und die Glaubwürdigkeit 

des schweizerischen Steuersystems sind 
gestärkt 
 Dialog mit der EU zur Unternehmensbe-

steuerung 
 Vernehmlassung zur Unternehmens-

steuerreform III 
 Botschaft zur Revision des Steuerstraf-

rechts 
 Vernehmlassung zu einer Teilrevision 

des Mehrwertsteuergesetzes 
 Botschaft zur Revision der Quellenbe-

steuerung 
 Vernehmlassung zum Energielenkungs-

system 
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Ziel 7: Die Schweiz nutzt die Chancen der 
Informations- und 
Kommunikationstechnologien und 
anderer moderner Technologien 
 Revision der Verordnungen über 

Fernmeldedienste, Adressierungsele-
mente und Preisbekanntgabe 

 Strategie Open Government Data 
 
 
2 Die Schweiz ist regional und global 

gut positioniert und hat ihren Ein-
fluss im internationalen Kontext 
gestärkt 

 
Ziel 8: Die Schweiz ist global gut vernetzt, und 

ihre Position im internationalen Kon-
text und in den multilateralen Instituti-
onen ist gefestigt 
 Botschaft über die neue Strategie zur 

Stärkung der Attraktivität und der 
Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz als 
Gaststaat durch das internationale 
Genf 

 Botschaft über einen Rahmenkredit 
(2016–2019) für die Genfer Zentren 

 Vorsitz der Schweiz in der OSZE 
 Bericht der IDAG Korruptionsbekämp-

fung 2014 
 Botschaft zum Änderungsprotokoll Nr. 

15 und Zusatzprotokoll Nr. 16 zur 
EMRK 

 Pflege und Ausbau unserer Beziehun-
gen zu den Nachbarstaaten 

 Erhalt des universell ausgerichteten 
Aussennetzes und Prüfung punktuel-
ler Anpassungen 

 Festigung der Schweizer Position in 
den internationalen Finanzinstitutio-
nen und gegenüber der G20 

 
Ziel 9: Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist 

gestärkt 
 Botschaft zur Ausdehnung der Perso-

nenfreizügigkeit auf Kroatien (Proto-
koll III) 

 Botschaft über den Beitrag der 
Schweiz zugunsten von Kroatien zur 
Verringerung der wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichheiten in der erwei-
terten EU 

 Botschaft zum Abkommen zwischen der 
Schweiz und der EU zur Teilnahme am 
EU MEDIA Programm 2014–2020 

 Verhandlungen für ein institutionelles 
Abkommen 

 Verhandlungen für ein Abkommen im 
Bereich der Chemikaliensicherheit 
(REACH) 

 Verhandlungen in den Bereichen Land-
wirtschaft, Lebensmittelsicherheit, Pro-
duktesicherheit und öffentliche Gesund-
heit 

 Verhandlungen über ein Rahmenab-
kommen zur Beteiligung der Schweiz an 
den Krisenbewältigungsoperationen im 
Rahmen der GSVP 

 Verhandlungen mit der EU zur Anpas-
sung des bilateralen Zinsbesteuerungs-
abkommens 

 
Ziel 10: Die Aussenwirtschaftsstrategie ist wei-

terentwickelt 
 Die Freihandelspolitik ist durch den Aus-

bau und die Weiterentwicklung des Net-
zes von Freihandelsabkommen gestärkt 

 Die Multilaterale Handelsordnung ist ge-
sichert / Die WTO ist gestärkt 

 
Ziel 11: Die Schweiz leistet einen angemessenen 

Beitrag zur Bewältigung der Armutsprob-
leme und zur Minderung globaler Risiken 
 Festlegung der Verhandlungsposition 

der Schweiz in der neuen UNO-Agenda 
für nachhaltige Entwicklungsziele (post–
2015) 

 Überarbeitete Strategie zum Mittleren 
Osten und zu Nordafrika 

 
Ziel 12: Die Schweiz hat ihr Engagement im Be-

reich Menschenrechte, Friedenspolitik, 
Mediation und Gute Dienste verstärkt 
 Botschaft zur Genehmigung der Ände-

rungen des Römer Statuts des Internati-
onalen Strafgerichtshofs betreffend das 
Verbrechen der Aggression und Kriegs-
verbrechen 

 Dienste der Schweiz in Konfliktvermitt-
lung im Rahmen des OSZE-Vorsitzes / 
Ernennung von Sondergesandten für 
den Balkan und für den Südkaukasus 
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 Ausbau des Engagements zur Terroris-
musbekämpfung, insbesondere wäh-
rend der OSZE-Präsidentschaft 

 Förderung der Interessenvertretung 
(Russland-Georgien, Iran, Kuba) 

 Einsatz für die Menschenrechte auf 
bilateraler und multilateraler Ebene 

 
 
3 Die Sicherheit der Schweiz ist ge-

währleistet 
 

Ziel 13: Instrumente zur frühzeitigen Erken-
nung und Bekämpfung sicherheitspoli-
tischer Gefahren und Risiken werden 
wirksam angewendet 
 Botschaft zur Änderung der Rechts-

grundlagen für die Weiterentwicklung 
der Armee (WEA) 

 Botschaft zur Revision der Gesetzge-
bung des Zivildienstes 

 
Ziel 14: Kriminalität, Terrorismus und Cyberan-

griffe werden wirkungsvoll bekämpft, 
und der Gewaltanwendung in der 
schweizerischen Gesellschaft wird vor-
gebeugt 
 Botschaft zum Bundesgesetz über das 

Strafregister-Informationssystem 
VOSTRA (Strafregistergesetz) 

 Botschaft zur Totalrevision des Ord-
nungsbussengesetzes (OBG) 

 
Ziel 15: Die Zusammenarbeit mit in- und aus-

ländischen Partnern ist intensiviert 
 Vorgehensentscheid betreffend die 

Verstärkung und Vereinfachung der 
Zusammenarbeit zwischen den Poli-
zeibehörden der EU-Mitgliedstaaten 
(Prüm) 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz 
über die Zusammenarbeit mit auslän-
dischen Behörden und über den 
Schutz der schweizerischen Souverä-
nität 

 Zusatzvereinbarung zur Beteiligung 
der Schweiz an der IT-Agentur im 
Rahmen von Schengen-Dublin 

 Botschaft zur Änderung des Strafge-
setzbuches (Korruptionsstrafrecht) 

 Integrierte Grenzverwaltungsstrategie 

 Botschaft zur Änderung des Bundes-
gesetzes über internationale Rechtshilfe 
in Strafsachen (IRSG) 

 
 
4 Der gesellschaftliche Zusammenhalt 

der Schweiz ist gefestigt, und den 
demografischen Herausforderungen 
wird wirksam begegnet 

 
Ziel 16: Die Chancen der Migration werden ge-

nutzt, und ihren Risiken wird begegnet 
 Botschaft zur Änderung des Asylgesetzes 

(Neustrukturierung des Asylbereichs) 
 Botschaft zum Abkommen mit der EU 

über eine Teilnahme der Schweiz am Eu-
ropäischen Unterstützungsbüro für Asyl-
fragen (EASO) 

 
Ziel 17: Die gesellschaftliche Kohäsion wird ge-

stärkt, und gemeinsame Werte werden 
gefördert 
 Bericht zu einer umfassenden Politik des 

ländlichen Raumes 
 Bericht über eine Gesamtschau der 

schweizerischen Medienlandschaft und 
ein Förderkonzept zur Stärkung der 
staats- und demokratiepolitischen Be-
deutung der Medien 

 Botschaft zur Revision des Bundesge-
setzes über die Informationssysteme 
des Bundes im Bereich Sport (IBSG) 

 Botschaft zur Volksinitiative «Pro Service 
public» 

 Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 
2016–2019 

 Vernehmlassung zur Änderung des Zivil-
gesetzbuchs (Modernisierung des Erb-
rechts) 

 Vernehmlassung zum Geldspielgesetz 
(Umsetzung von Art. 106 BV) 

 Konzept Leistungssport 
 Bericht über Massnahmen zur Unter-

stützung und Entlastung von pflegenden 
Angehörigen 

 
Ziel 18: Das Kostenwachstum im Gesundheits-

wesen wird eingedämmt, und die Qualität 
der Gesundheitsversorgung sowie die Pa-
tientensicherheit werden erhöht 
 Botschaft zur Teilrevision des KVG im 

Zusammenhang mit der Erleichterung 
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von grenzüberschreitenden Koopera-
tionsprojekten 

 Weiteres Vorgehen betreffend das 
Bundesgesetz zur Stärkung von Quali-
tät und Wirtschaftlichkeit in der Kran-
kenversicherung 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des 
KVG im Zusammenhang mit der Steu-
erung des ambulanten Bereichs 

 Vernehmlassung zum neuen Ta-
bakproduktegesetz 

 Vernehmlassung zum Bundesgesetz 
über den Schutz vor nichtionisieren-
der Strahlung und Schall 

 Bericht zur Medikamentenabhängig-
keit und zur Bedeutung der Medika-
mente als «smart drugs» 

 
Ziel 19: Die Sozialwerke sind finanziell konsoli-

diert und nachhaltig gesichert 
 Botschaft zur Reform der Altersvor-

sorge 2020 
 Verordnungsanpassungen in der Inva-

lidenversicherung 
 
 
5 Die Schweiz nutzt Energien und 

Ressourcen nachhaltig und effi-
zienter und ist auf das zunehmen-
de Mobilitätsbedürfnis vorbereitet 

 
Ziel 20: Die Versorgung der Schweiz mit Ener-

gie und natürlichen Ressourcen ist 
langfristig gesichert, und der schritt-
weise Ausstieg aus der Kernenergie 
sowie Massnahmen zur Reduktion der 
Abhängigkeit von fossilen Energien 
sind in die Wege geleitet 
 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine 

sichere und wirtschaftliche Stromver-
sorgung (Stromeffizienz-Initiative)» 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine 
nachhaltige und ressourceneffiziente 
Wirtschaft (Grüne Wirtschaft)» 

 Botschaft zu einem Strom- bzw. Ener-
gieabkommen mit der EU 

 Vernehmlassung zur «Strategie 
Stromnetze» 

 
 
 

Ziel 21: Die Schweiz verfügt über ein finanziell 
solides und ausgebautes Verkehrsinf-
rastruktursystem 
 Botschaft zur Schaffung eines National-

strassen- und Agglomerationsverkehrs-
Fonds (NAF) zur Schliessung der Finan-
zierungslücke und zum Strategischen 
Entwicklungsprogramm Nationalstrasse 

 Botschaft zur Freigabe der Mittel ab 
2015 für das Programm Agglomerati-
onsverkehr 

 Zweite Programmbotschaft zur Beseiti-
gung von Engpässen auf dem National-
strassennetz  

 Botschaft zur Totalrevision des Güter-
transportgesetzes und Gesamtkonzepti-
on zur Förderung des Schienengüterver-
kehrs in der Fläche 

 Vernehmlassung zur Organisation der 
Bahninfrastruktur (OBI) 

 Entscheid zum zukünftigen Betrieb des 
Flugplatzes Dübendorf 

 
Ziel 22: Die Schweiz trägt zur Eindämmung des 

Klimawandels und seiner Folgen bei 
 Botschaft zur Ratifikation eines bilatera-

len Abkommens mit der EU über die 
Verknüpfung des Emissionshandels 

 Aktionsplan Anpassung an den Klima-
wandel 

 
Ziel 23: Die Schweiz pflegt eine optimale Raum- 

und Bodennutzung und sorgt für einen 
wirksamen Umwelt-, Kulturland- und Na-
turschutz, insbesondere durch eine bes-
sere Abstimmung von Raumordnung und 
Infrastrukturen 
 Botschaft zu einem Bundesgesetz über 

Zweitwohnungen 
 Botschaft zur Revision des Waldgesetzes 
 Vernehmlassung zur Revision Lex Koller 
 Vernehmlassung zur zweiten Etappe der 

Revision des Raumplanungsgesetzes 
 Aktionsplan zur Umsetzung der Strategie 

Biodiversität Schweiz 
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6 Die Schweiz hält in Bildung, For-
schung und Innovation einen Spit-
zenplatz 

 
Ziel 24: Die hohe Qualität und der international 

gute Ruf des schweizerischen Hoch-
schulsystems und der Forschung sind 
gewährleistet 
 Botschaft über die Ausgestaltung des 

Innovationsparks Schweiz 
 Botschaft über die Beteiligung der 

Schweiz am Betrieb der Europäischen 
Freie-Elektronen-Röntgenlaseranlage 

 Botschaft über die Beteiligung der 
Schweiz an Forschungsinfrastrukturen 
mit EU-Rechtsrahmen ERIC 

 Beschlüsse zur Beteiligung der 
Schweiz an der ERIC-
Forschungsinfrastruktur ESS 

 Beitritt der Schweiz zu der COST Asso-
ciation 

 Weiteres Vorgehen betreffend das 
Gesundheitsberufegesetz 

 
Ziel 25: Der Nachwuchs für qualifizierte Fach-

kräfte in Wissenschaft und Wirtschaft 
wird gefördert, und die Bildungs- und 
Beschäftigungsfähigkeit von Jugendli-
chen ist verbessert 
 Weiterentwicklung von Instrumenten 

in der Berufsbildung zur Deckung des 
Fachkräftebedarfs 

 

Ziel 26: Die Rahmenbedingungen für die Weiter-
bildung werden optimiert und sicherge-
stellt 
 Keine Massnahmen 

 
 
7 Die Schweiz sorgt für die rechtliche 

und tatsächliche Gleichstellung von 
Mann und Frau, vor allem in Familie, 
Ausbildung und Arbeit sowie beim 
Rentenalter 

 
Ziel 27: Die Chancengleichheit wird verbessert 

 Bericht über die Bekämpfung der Lohn-
diskriminierung 

 Genehmigung vierter und fünfter peri-
odischer Staatenbericht der Schweiz 
zum Übereinkommen zur Beseitigung 
jeder Form von Diskriminierung der Frau 
(CEDAW) 

 
Ziel 28: Die Gleichstellung von Frau und Mann in 

der Bundesverwaltung und in den bun-
desnahen Betrieben wird durchgesetzt, 
und die Chancengleichheit der sprachli-
chen Minderheiten ist gewährleistet 
 Keine Massnahmen 
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1 Der Standort Schweiz ist 
attraktiv, wettbewerbs- 
fähig und zeichnet sich 
durch einen gesunden 
Bundeshaushalt sowie  
effiziente staatliche  
Institutionen aus 
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Ziel 1: Das Gleichgewicht des Bundeshaushalts bleibt gewahrt 

 Botschaft zur Optimierung des Rechnungsmodells des Bundes (NRM) 
 Finanzielle Standortbestimmung und finanzpolitische Prioritäten für die Jahre 2016–2024 

 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Optimierung des Rech-
nungsmodells des Bundes (NRM) verabschie-
den. Der Bundesrat will das 2007 eingeführte 
NRM punktuell verbessern. Im Wesentlichen 
soll die Staatsrechnung um eine Geldfluss-
rechnung ergänzt und die Gliederung der Er-
folgsrechnung an eine allgemein anerkannte 
Struktur angepasst werden. Die Finanzierungs- 
und Mittelflussrechnung würde in der Folge 
auf eine Finanzierungsrechnung beschränkt. 
Damit steigt die Vergleichbarkeit zum Rech-
nungsmodell der Kantone und Gemeinden, 
aber auch zum privaten Sektor. Im Bereich der 
Tresorerie sind vor allem bei den Agio / Disa-
gio der Anleihen Bewertungsänderungen vor-
gesehen, deren Behandlung gegenüber heute 
eine glättende Wirkung auf die Finanzierungs-
rechnung und damit auf den Ausgabenplafond 

haben wird. Zudem wird der Bundesrat – ge-
mäss Beschluss der Finanzkommissionen von 
2007 zum ersten Ausbauschritt der Konsoli-
dierten Rechnung Bund (KRB) – über das wei-
tere Vorgehen zur KRB entscheiden. Ausser-
dem ist mit einer neuen gesetzlichen Grundla-
ge insbesondere die Tätigkeit der Sparkasse 
Bundespersonal sowie ihre Beziehung zu den 
Kundinnen und Kunden klar zu regeln. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014, 
im Hinblick auf die Legislaturplanung, eine 
finanzielle Standortbestimmung vornehmen 
und erste Eckwerte für die finanzpolitischen 
Prioritäten für die Jahre 2016 bis 2024 festle-
gen. Diese Eckwerte könnten namentlich darin 
bestehen, unter Berücksichtigung der mittel-
fristigen Perspektiven Wachstumsschwerpunk-
te bei den Ausgaben festzulegen. 
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Ziel 2: Die schweizerische Wirtschaft ist durch bestmögliche Rahmenbe-
dingungen gefestigt und wächst weiterhin 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die wirtschaftliche Landesversorgung 
 Vernehmlassung zur Revision des Obligationenrechts (Aktienrecht inklusive Umsetzung 

Abzockerei) 
 Vernehmlassung zur Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche Beschaffungswe-

sen 
 
 
Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
2014 die Botschaft zur Revision des Bundes-
gesetzes über die wirtschaftliche Landesver-
sorgung verabschieden. Im Vordergrund der 
Revision stehen die Beschleunigung der Ab-
läufe im Krisenfall sowie der präventive Bei-
trag zur Versorgungssicherung. Unabhängig 
von den Ursachen einer Krise muss die wirt-
schaftliche Landesversorgung bei drohenden 
oder bereits eingetretenen schweren Mangel-
lagen rasch und gezielt eingreifen können. Da 
den lebenswichtigen Versorgungssystemen 
und Infrastrukturen eine entscheidende Be-
deutung zukommt, soll deren Widerstandsfä-
higkeit bereits in Zeiten ungestörter Versor-
gung erhöht werden. Ausserdem soll in Anbe-
tracht des hohen Tempos wirtschaftlicher Ab-
läufe die Reaktionszeit auf Versorgungsstö-
rungen verkürzt werden. Bewährte Prinzipien 
und Instrumente wie die Zusammenarbeit 
zwischen Wirtschaft und Staat oder die Pflicht-
lagerhaltung werden beibehalten. Zudem soll 
die Wirtschaft sowohl bei der Vorsorge als 
auch bei der Bewältigung von Krisen weiterhin 
die zentrale Rolle spielen und der Bund soll 
nur unterstützend eingreifen, falls dies nötig 
ist. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Revision des Obligati-
onenrechts (Aktienrecht inklusive Umsetzung 
Abzockerei) eröffnen. Die Vernehmlassungs-
vorlage vereint die Umsetzung der im März 
2013 durch Volk und Stände verabschiedeten 
Volksinitiative «gegen die Abzockerei» (Art. 95 

Abs. 3 BV) mit der ursprünglichen Vorlage 
«grosse Aktienrechtsrevision» (Botschaft vom 
21. Dezember 2007 zur Änderung des Obliga-
tionenrechts). Neben der Umsetzung von Arti-
kel 95 Absatz 3 der Bundesverfassung soll die 
neue, einheitliche Vorlage weitere Aspekte der 
Corporate Governance umsetzen, Kapitalvor-
schriften modernisieren sowie Vorschriften zur 
Generalversammlung präzisieren. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Revision des Bundes-
gesetzes über das öffentliche Beschaffungs-
wesen (BöB) eröffnen. Das BöB setzt das WTO-
Übereinkommen über das öffentliche Beschaf-
fungswesen (Government Procurement 
Agreement, GPA) auf Bundesebene um. Die 
Kantone kennen eigene Erlasse, mit welchen 
das GPA in kantonales Recht umgesetzt wur-
de. Das GPA wurde nunmehr revidiert, die ent-
sprechenden Verhandlungen sind im Dezem-
ber 2011 zum Abschluss gekommen. Diese 
Revision des GPA macht rechtliche Anpassun-
gen sowohl auf Bundes- als auch auf kantona-
ler Ebene nötig, wobei die Umsetzung inhalt-
lich – soweit wie möglich – harmonisiert erfol-
gen soll. Zudem sollen die Beschaffungsord-
nungen des Bundes und der Kantone, die heu-
te voneinander abweichen, ganz generell so 
weit wie möglich einander angeglichen wer-
den. Die Gesetzgebungsverfahren des Bundes 
und der Kantone erfolgen je separat, basieren 
jedoch auf den Regelungsvorschlägen einer 
paritätisch zusammengesetzten Arbeitsgruppe. 
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Ziel 3: Stabilität und Standortattraktivität des Finanzplatzes sind gewähr-
leistet; die Schweiz verfügt über eine wettbewerbsfähige, einfache, 
unbürokratische Regulierung 

 Bilaterale Vereinbarungen mit wichtigen Partnerstaaten betreffend Marktzugang und Ko-
operation im Finanzbereich 

 Position der Schweiz betreffend den OECD-Standard zum automatischen Informationsaus-
tausch bei der Steueramtshilfe 

 Botschaft zur Ratifikation der multilateralen Konvention der OECD und des Europarates 
über die gegenseitige Amtshilfe in Steuersachen 

 Botschaft zum Finanzmarktinfrastrukturgesetz 
 Botschaft zum Finanzdienstleistungsgesetz 

 
 
Der Bundesrat wird 2014 auf der Grundlage 
der wichtigsten Entwicklungen der internatio-
nalen Finanzmarktregulierung (insbesondere 
in der EU) über bilaterale Vereinbarungen mit 
wichtigen Partnern zur Erhaltung und Verbes-
serung des Marktzugangs im Finanzdienstleis-
tungsbereich und zur vertieften Kooperation 
im Finanzbereich entscheiden. Im Vordergrund 
stehen dabei die Nachbarstaaten – insbeson-
dere Italien und Frankreich – sowie die G20-
Staaten, aber auch andere wichtige Finanz-
plätze wie Singapur und Hongkong. Der Bun-
desrat sichert auf diese Weise die Interessen 
des Finanzplatzes Schweiz und unterstützt ein 
international koordiniertes Vorgehen, um 
Wettbewerbsverzerrungen aufgrund unter-
schiedlicher Regulierungen zu verhindern. 

Die OECD entwickelt zur Zeit einen globalen 
Standard im Bereich des automatischen In-
formationsaustauschs bei der Steueramtshil-
fe. Die Schweiz wird sich aktiv an diesen Dis-
kussionen beteiligen und ihre Anliegen ein-
bringen. Der Bundesrat wird 2014 seine Hand-
lungsdirektiven festlegen. Insbesondere ist es 
ihm ein Anliegen, dass jeder internationale 
Standard global und inhaltlich umfassend ist. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Ratifikation der multi-

lateralen Konvention der OECD und des Euro-
parates über die gegenseitige Amtshilfe in 
Steuersachen verabschieden. Er wird weitere 
Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) gemäss 
OECD-Standard unterzeichnen und rund acht 
Botschaften zu bereits unterzeichneten Ab-
kommen verabschieden. Zudem wird der Bun-
desrat weitere Informationsaustauschabkom-
men (Tax Information Exchange Agreements, 
TIEAs) genehmigen, die den Informationsaus-
tausch in Steuersachen zwischen den Partner-
staaten gemäss OECD-Standard regeln. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zum Finanzmarktinfrastrukturge-
setz verabschieden. Das Gesetz enthält die 
international notwendigen Anpassungen im 
Handel mit ausserbörslich gehandelten Deriva-
ten (Over-the-Counter-Derivaten, OTC) und soll 
die Regelungen für die gesamte schweizeri-
sche Finanzmarktinfrastruktur aufnehmen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zum Finanzdienstleistungsgesetz 
verabschieden. Das Gesetz soll den Schutz der 
Kunden dem internationalen Niveau anpas-
sen. Es enthält insbesondere Verhaltensregeln 
sowie Bestimmungen zur Prospektpflicht und 
zur Rechtsdurchsetzung. 

 

 

  



 

19 

Ziel 4: Die Agrarpolitik entwickelt sich in Richtung einer integralen Politik 
für die Land- und Ernährungswirtschaft weiter 

 Agrarpolitische Agenda für die Zeit nach 2017 
 Grundsätze für die landwirtschaftlichen Zahlungsrahmen 2018–2021 

 
 
Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
eine Aussprache zur agrarpolitischen Agenda 
für die Zeit nach 2017 führen (Horizont 2025). 
In Anbetracht der künftigen nationalen und 
internationalen Herausforderungen braucht es 
längerfristig eine integrale Politik für die Land- 
und Ernährungswirtschaft. Nur mit dieser kann 
eine ressourcenschonende und wertschöp-
fungsstarke landwirtschaftliche Produktion auf 
ein nachhaltig funktionierendes Ernährungs-
system Schweiz ausgerichtet werden. Der 
Bundesrat wird aufzeigen, welche Massnah-
men in welchen Zeiträumen dazu ergriffen 
werden müssen. Die Positionierung der Er-

zeugnisse der Schweizer Land- und Ernäh-
rungswirtschaft auf den Märkten bleibt von 
zentraler Bedeutung, um die Abhängigkeiten 
von Grenzschutz und staatlicher Unterstützung 
zu vermindern. 

Im Laufe des Jahres 2014 wird der Bundesrat 
die Grundsätze für die landwirtschaftlichen 
Zahlungsrahmen 2018–2021 festlegen. Diese 
sollen sich an der wirtschaftlichen und finanz-
politischen Planung des Bundes und an den 
avisierten Zielen der Agrarpolitik für die Jahre 
2018 bis 2021 orientieren. 
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Ziel 5: Die Handlungs- und Leistungsfähigkeit der schweizerischen Institu-
tionen und deren Zusammenarbeit sind optimiert 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die Meteorologie und Klimatologie 
 Botschaft zur Festlegung des Ressourcen- und Lastenausgleichs zwischen Bund und Kan-

tonen für die Beitragsperiode 2016–2019 
 Bericht betreffend die Überprüfung der Einhaltung der NFA-Prinzipien 
 Bericht «Perspektiven 2030» 
 Botschaft zur Teilrevision des Zollgesetzes 
 Weiterentwicklung von Vote électronique (Phase II) 
 Umsetzung des revidierten Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes (RVOG) 
 Umsetzung der Personalstrategie Bundesverwaltung 2011–2015 

 
 
Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
vom Vernehmlassungsergebnis Kenntnis 
nehmen und die Botschaft zur Teilrevision des 
Bundesgesetzes über die Meteorologie und 
Klimatologie verabschieden. Mit der Revision 
sollen die rechtlichen Rahmenbedingungen für 
den freien Zugang zu Meteodaten (Open Go-
vernment Data Prinzip) geschaffen werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zum zweiten Wirksam-
keitsbericht betreffend die Neugestaltung des 
Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung 
(NFA) eröffnen und im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft verabschieden. Das Bundesge-
setz über den Finanz- und Lastenausgleich 
sieht vor, dass der Bundesrat periodisch über 
den Vollzug und die Wirkung des nationalen 
Finanzausgleichs Bericht erstattet. Der zweite 
Wirksamkeitsbericht gibt Auskunft, inwieweit 
die Ziele des nationalen Finanzausgleichs in 
der Vierjahresperiode 2012 bis 2015 erreicht 
werden und soll dem Parlament als Grundlage 
für die Neudotierung der Ausgleichsgefässe 
(Ressourcen-, Lasten- und Härteausgleich) für 
die Periode 2016 bis 2019 dienen. 

Zeitgleich mit der Botschaft zum Wirksam-
keitsbericht will der Bundesrat im zweiten 
Halbjahr 2014 einen Bericht betreffend die 
Überprüfung der Einhaltung der NFA-Prinzipien 
verabschieden. Der Bericht gibt Auskunft, in 
welchen Gesetzesbestimmungen, die seit der 
Volksabstimmung über die NFA 2004 verab-
schiedet worden sind, wesentlich von den 
Prinzipien der Subsidiarität und der fiskali-
schen Äquivalenz (ökonomisch sinnvolle staat-

liche Umverteilung von Geldern) abgewichen 
wird. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
2014 den Bericht «Perspektiven 2030» zur 
Kenntnis nehmen. Der vom Perspektivstab der 
Bundesverwaltung unter Beizug von verwal-
tungsinternen und externen Expertinnen und 
Experten erarbeitete Bericht wird dem Bundes-
rat als wesentliche Grundlage für die kom-
mende Legislaturplanung dienen. Gestützt auf 
die Auslegeordnung der wichtigsten Chancen 
und Gefahren, die in den kommenden 10 bis 
15 Jahren auf die Schweiz im Allgemeinen und 
die Bundespolitik im Besonderen zukommen 
können, wird der Bundesrat anschliessend 
frühzeitig die strategischen Entscheide in die 
Wege leiten und die politischen Prioritäten und 
Ziele für die nächste Legislaturperiode 2015–
2019 treffen können. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Teilrevision des Zollgesetzes 
verabschieden. Die Teilrevision betrifft unter-
schiedliche Bereiche, die in keinem direkten 
Zusammenhang zueinander stehen. Sie ba-
siert auf in der Praxis festgestellten Mängeln 
und Lücken sowie Anliegen und Erkenntnis-
sen, die einer Lösung in Form einer gesetzli-
chen Regelung bedürfen. Es geht unter ande-
rem um die Übernahme polizeilicher Aufgaben 
im Rahmen von Vereinbarungen mit den Kan-
tonen, um besondere Untersuchungsmass-
nahmen, um den Mindestbestand des Grenz-
wachtkorps sowie eine Änderung des Stras-
senverkehrsrechts. 



 

21 

Der Bundesrat wird die revidierten Rechts-
grundlagen für die elektronische Stimmabga-
be in der ersten Jahreshälfte in Kraft setzen. 
In der nächsten Phase des Projektes (Phase II) 
soll, gestützt auf die Erkenntnisse des Dritten 
Berichts des Bundesrates zu Vote électroni-
que, die Ausdehnung der elektronischen 
Stimmabgabe als dritter, komplementärer 
Stimmkanal im Fokus stehen. Dazu sollen die 
Limiten schrittweise erhöht werden. Als Vor-
aussetzung dazu sind die Rechtsgrundlagen 
über die elektronische Stimmabgabe an die 
neusten, vor allem technischen Entwicklungen 
anzupassen und zu ergänzen. Vote électroni-
que ist ein priorisiertes Vorhaben der E-
Government-Strategie Schweiz und ein wichti-
ges Gemeinschaftsprojekt von Bund und Kan-
tonen. Da die Weiterentwicklung der Systeme 
und deren regelmässige externe Überprüfung 
mit nicht zu vernachlässigenden Kosten ver-
bunden ist, wird der Bundesrat in der ersten 
Jahreshälfte 2014 über eine weitere Beteili-
gung des Bundes an den Entwicklungskosten 
der Kantone befinden. 

Der Bundesrat wird verschiedene Massnah-
men zur Umsetzung des revidierten Regie-
rungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes 
(RVOG) treffen. So wird das Sekretariat der 
Bundesratsausschüsse seine Arbeit aufneh-
men, und der Präsidialdienst wie auch die 

Krisenfrüherkennung werden konzeptionell, 
personell mit Blick auf 2015 und organisato-
risch konstituiert. Der Bundesrat wird weiter 
Grundsatzentscheide zur inhaltlichen und 
technischen Weiterentwicklung wichtiger elekt-
ronischer Planungsinstrumente der Bundes-
verwaltung treffen, so unter anderem betref-
fend der Umsetzung von Controlling und Ge-
schäftsverwaltung (GEVER) in der Bundesver-
waltung. Schliesslich wird er in der zweiten 
Jahreshälfte 2014 die allenfalls notwendigen 
Ausführungsbestimmungen auf Verordnungs-
stufe verabschieden. 

Als weiteren Schritt zur Umsetzung der «Perso-
nalstrategie Bundesverwaltung 2011–2015» 
wird der Bundesrat im zweiten Halbjahr im 
Rahmen der Aktualisierung des Personal- und 
Kaderentwicklungskonzeptes jene Kurse fest-
legen, die künftig vom Kader besucht werden 
müssen. Die Führungskräfte spielen für die 
Qualität und Attraktivität der Arbeitgeberin 
Bundesverwaltung eine zentrale Rolle. Durch 
gute Führung und optimalen Einsatz ihrer Mit-
arbeitenden schaffen sie die Voraussetzungen 
für eine hohe Arbeitszufriedenheit und gute 
Leistungen. Mit dem obligatorischen Besuch 
von Führungskursen soll eine professionelle 
Personalführung und gemeinsame Unterneh-
menskultur in der Bundesverwaltung gefördert 
werden. 
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Ziel 6: Die Attraktivität und die Glaubwürdigkeit des schweizerischen 
Steuersystems sind gestärkt 

 Dialog mit der EU zur Unternehmensbesteuerung 
 Vernehmlassung zur Unternehmenssteuerreform III 
 Botschaft zur Revision des Steuerstrafrechts 
 Vernehmlassung zu einer Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes 
 Botschaft zur Revision der Quellenbesteuerung 
 Vernehmlassung zum Energielenkungssystem 

 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
von den Ergebnissen des Dialogs mit der EU 
zur Unternehmensbesteuerung Kenntnis 
nehmen; er wird, sofern nötig, seine Haltung 
dazu präzisieren und sicherstellen, dass der 
EU-Dialog mit der Unternehmenssteuerreform 
III abgestimmt ist. Ziel ist es, die steuerliche 
Attraktivität des Unternehmensstandorts 
Schweiz zu wahren und weiterzuentwickeln, 
die internationale Akzeptanz zentraler Merk-
male der schweizerischen Unternehmens-
steuerordnung zu fördern und eine Zusiche-
rung anzustreben, dass diskriminierende 
Massnahmen im Steuerbereich von EU-
Mitgliedstaaten abgebaut und keine neuen 
ergriffen werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Unternehmenssteuer-
reform III eröffnen. Die Reform soll die steuer-
liche Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz stär-
ken und den Steuerstreit mit der EU beilegen. 
Sie setzt auf international akzeptierte, rechts-
sichere und finanzpolitisch ausgewogene Lö-
sungen. Im Gegenzug fordert die Schweiz, 
dass die EU und ihre Mitgliedsländer von uni-
lateralen Gegenmassnahmen gegen die 
Schweiz absehen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
Kenntnis nehmen vom Vernehmlassungser-
gebnis zur Revision des Steuerstrafrechts und 
die Botschaft verabschieden. Das Steuerstraf-
recht trägt Wesentliches zur Einhaltung der 
gesetzlichen Steuerrechtsordnung bei. Das 
geltende Recht weist aber verschiedene 
Schwächen auf. Insbesondere gelten für die 
einzelnen Steuerarten stark unterschiedliche 
Regelungen, Untersuchungsmittel und Kompe-
tenzen. Zur Beseitigung von Rechtsunsicher-
heiten sollen die Straftatbestände für alle 

Steuern nach demselben strafrechtlichen Kon-
zept verfasst werden. Zudem sollen Strafver-
fahren für alle Steuern nach denselben Verfah-
rensregeln geführt und an den bewährten Zu-
ständigkeiten festgehalten werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zu einer Teilrevision des 
Mehrwertsteuergesetzes eröffnen. Die Erfah-
rungen mit dem neuen MWSTG haben punktu-
ellen Änderungsbedarf bei der Steuerpflicht 
ausländischer Unternehmen, der Besteuerung 
von Gemeinwesen, beim Abzug fiktiver Vor-
steuern und bei der absoluten Verjährungsfrist 
gezeigt. Neben weiteren kleineren Änderungen 
sollen Vorschläge betreffend die Steueraus-
nahme im Sozialversicherungsbereich und die 
steuerliche Behandlung von Gönnerbeiträgen 
an gemeinnützige Organisationen gemacht 
werden. Die Vernehmlassungsvorlage wird im 
Wesentlichen auf der Vorlage «Zwei-Satz-
Modell» basieren unter Berücksichtigung der 
Anregungen des ausserparlamentarischen 
Mehrwertsteuer-Konsultativgremiums. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
vom Vernehmlassungsergebnis zu einer Revi-
sion der Quellenbesteuerung Kenntnis neh-
men und die Botschaft verabschieden. Wer in 
der Schweiz ohne Niederlassungsbewilligung 
einer unselbständigen Erwerbstätigkeit nach-
geht, ist dem Quellensteuerverfahren unter-
stellt. Die Revision hat zum Ziel, eine wei-
testgehende Vermeidung von Ungleichbehand-
lungen zwischen quellenbesteuerten und or-
dentlich besteuerten Personen sicherzustellen. 
Um den steigenden Vollzugsaufwand bei nach-
träglichen ordentlichen Veranlagungen und 
gleichzeitiger Gewährleistung des Sicherungs-
bezugs möglichst klein zu halten, sieht die 



 

23 

Neuregelung gezielte administrative Entlas-
tungen vor. 

Der Bundesrat wird Ende 2014 eine Vernehm-
lassungsvorlage zu einem Energielenkungs-
system mit einer Energieabgabe verabschie-
den. Dieses Energielenkungssystem soll in 
einer zweiten Phase der Energiestrategie ab 
2021 die im ersten Massnahmenpaket be-
schlossenen und ausgebauten Förderinstru-
mente ablösen. Mit einem Energie-
lenkungssystem will der Bundesrat Anreize für 

eine nachhaltige und effiziente Nutzung von 
Energie setzen. Die Einnahmen der Energieab-
gabe werden an die Haushalte und Unterneh-
men zurück verteilt oder mittels Steuer- und 
Abgabensenkungen kompensiert. Die steuerli-
che Belastung der Haushalte und Unterneh-
men soll also insgesamt nicht ansteigen. Ge-
stützt auf die Ergebnisse der Konsultation wird 
der Bundesrat im ersten Quartal 2014 die 
Eckwerte der Vernehmlassungsvorlage festle-
gen. 
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Ziel 7: Die Schweiz nutzt die Chancen der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien und anderer moderner Technologien 

 Revision der Verordnungen über Fernmeldedienste, Adressierungselemente und Preisbe-
kanntgabe 

 Strategie Open Government Data 
 
 
Im Rahmen einer Revision der Verordnung 
über Fernmeldedienste im zweiten Halbjahr 
beabsichtigt der Bundesrat die Anhebung der 
minimalen Übertragungsrate für die Breit-
bandgrundversorgung. Durch Anpassungen an 
der Verordnung über Adressierungselemente 
und der Preisbekanntgabeverordnung wird 
zudem ein verbesserter Schutz der Konsu-
mentinnen und Konsumenten von Mehrwert-
diensten, welche über Telekommunikations-
einrichtungen konsumiert werden, angestrebt. 

In den öffentlichen Verwaltungen der Schweiz 
werden zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufga-
ben zahlreiche und vielfältige Daten in hoher 
Qualität produziert, verarbeitet und gesam-
melt. Indem die Veröffentlichung und 

Wiederverwendung dieser Daten ermöglicht 
wird, erschliesst sich ein erhebliches Potenzial 
für eine effiziente und transparente Verwal-
tungsführung und für wirtschaftliche Wert-
schöpfung. Gestützt auf den Bericht «Open 
Government Data als strategischer Schwer-
punkt im E-Government» vom Herbst 2013 in 
Erfüllung eines Postulats wird der Bundesrat 
im ersten Halbjahr eine Strategie zu «Open 
Government Data» verabschieden. Unter Ein-
bezug der betroffenen Bundesämter und Da-
tenproduzenten und aller föderalen Ebenen 
wird der Bundesrat bis Ende 2014 ein Konzept 
inklusive Masterplan für die koordinierte Um-
setzung der Strategie festlegen. 
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2 Die Schweiz ist regional 
und global gut positio-
niert und hat ihren Ein-
fluss im internationalen 
Kontext gestärkt 
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Ziel 8: Die Schweiz ist global gut vernetzt, und ihre Position im internatio-
nalen Kontext und in den multilateralen Institutionen ist gefestigt 

 Botschaft über die neue Strategie zur Stärkung der Attraktivität und der Wettbewerbsfä-
higkeit der Schweiz als Gaststaat durch das internationale Genf 

 Botschaft über einen Rahmenkredit (2016–2019) für die Genfer Zentren 
 Vorsitz der Schweiz in der OSZE 
 Bericht der IDAG Korruptionsbekämpfung 2014 
 Botschaft zum Änderungsprotokoll Nr. 15 und Zusatzprotokoll Nr. 16 zur EMRK 
 Pflege und Ausbau unserer Beziehungen zu den Nachbarstaaten 
 Erhalt des universell ausgerichteten Aussennetzes und Prüfung punktueller Anpassungen 
 Festigung der Schweizer Position in den internationalen Finanzinstitutionen und gegen-

über der G20 
 
 
Die Schweiz will ihre führende Stellung als 
Gaststaat internationaler Organisationen und 
Zentrum für globale Gouvernanz angesichts 
ständig wechselnder Rahmenbedingungen 
weiter festigen. Auf Basis der Prioritäten der 
aussenpolitischen Strategie 2012–2015 wird 
der Bundesrat im zweiten Halbjahr 2014 eine 
Botschaft über die Stärkung der Attraktivität 
und der Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz als 
Gaststaat unterbreiten. Darin werden unter 
anderem in folgenden Bereichen Massnah-
men vorgeschlagen: Stärkung des traditionel-
len Gaststaatangebots (Infrastruktur, Dienst-
leistungen), Ansiedelung diplomatischer Ver-
tretungen möglichst aller Staaten (Universali-
tät), Stärkung der Synergien zwischen den in 
Genf ansässigen Akteuren (int. Organisatio-
nen, NGO's, Akademie, Privatsektor) durch die 
Schaffung von Diskussionsplattformen und die 
Ansiedelung von nationalen und internationa-
len Think Tanks. 

Der Umzug dreier Genfer Zentren wird 2014 
vollzogen. Bei den drei Zentren, die in der 
neuen «Maison de la Paix» zusammengeführt 
werden, handelt es sich um das Zentrum für 
Sicherheitspolitik, das Zentrum für die demo-
kratische Kontrolle der Streitkräfte und das 
Internationale Zentrum für humanitäre Minen-
räumung. Der Bundesrat wird Ende 2014 die 
Botschaft über einen Rahmenkredit für die 
Jahre 2016–2019 für die Genfer Zentren ver-
abschieden, sodass die eidgenössischen Räte 
die Vorlage 2015 beraten können. 

Die Schweiz übernimmt 2014 zum zweiten 
Mal den Vorsitz der Organisation für Sicherheit 

und Zusammenarbeit (OSZE). Damit kann der 
Bundesrat sein Engagement für Stabilität in 
Europa und in den angrenzenden Regionen 
verstärken und somit eine seiner aussenpoliti-
schen Prioritäten gemäss der Aussenpoliti-
schen Strategie 2012–2015 umsetzen. Den 
Vorsitz stellt die Schweiz unter das Leitmotiv 
«Eine Sicherheitsgemeinschaft im Dienste der 
Menschen schaffen» und will Sicherheit und 
Stabilität fördern, die Lebensbedingungen 
verbessern und die Handlungsfähigkeit der 
OSZE stärken. Die Schweiz setzt Schwerpunkte 
auf dem Westbalkan und im Südkaukasus. Bei 
transnationalen Bedrohungen, wie beispiels-
weise in der Bekämpfung von Terrorismus, will 
sie die Zusammenarbeit verstärken und den 
Menschenrechten Nachdruck verleihen. 
Gleichzeitig will sie sich auch für die Weiter-
entwicklung der OSZE und ihrer Instrumente 
einsetzen und die Zivilgesellschaft und die 
Jugend vermehrt einbeziehen. Im Dezember 
2014 lädt die Schweiz die Aussenminister der 
57 OSZE-Staaten zu einem Ministertreffen 
nach Basel ein. Durch den OSZE-Vorsitz kann 
sich die Schweiz als nützlicher und verlässli-
cher internationaler Partner profilieren. Dies 
trägt auch dazu bei, bilaterale Kontakte zu 
wichtigen OSZE-Staaten zu vertiefen. 

Auf Empfehlung der GRECO (Groupe d'Etats 
contre la Corruption) des Europarates be-
schloss der Bundesrat 2008, eine interdepar-
tementale Arbeitsgruppe Korruptionsbekämp-
fung (IDAG) zu schaffen. Im März 2011 erstell-
te die IDAG eine erste Bestandsaufnahme der 
nationalen und internationalen Anstrengungen 
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der Schweiz im Korruptionsbereich und unter-
breitete diese in Form eines Berichtes dem 
Bundesrat. 2014 steht die nächste Berichter-
stattung über die aktuelle Situation der Kor-
ruptionsbekämpfung in der Schweiz an. Der 
Bericht wird unter anderem über verschiedene 
Sensibilisierungsmassnahmen orientieren, die 
seit 2011 umgesetzt wurden, sowie Mass-
nahmen zur Stärkung des Anti-
Korruptionsdispositivs der Schweiz vorschla-
gen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr die 
Botschaft zum Änderungsprotokoll Nr. 15 und 
Zusatzprotokoll Nr. 16 zur EMRK verabschie-
den. Beide Protokolle betreffen die Reform 
des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte (EGMR) und sind Beiträge zur verbes-
serten Umsetzung der EMRK in den Vertrags-
staaten bei gleichzeitiger Beachtung ihres 
Entscheidungsspielraums. Das Protokoll Nr. 
15 verankert unter anderem das Subsidiari-
tätsprinzip in der EMRK und verkürzt die Frist 
zur Einreichung einer Beschwerde an den 
EGMR von sechs auf neu vier Monate. Das 
Protokoll Nr. 16 sieht vor, dass der EGMR 
inskünftig auch Gutachten zu Fragen erstatten 
kann, die in seine Entscheidungszuständigkeit 
fallen. Solche Gutachtenanfragen zur Ausle-
gung und Anwendung der EMRK können von 
höchsten innerstaatlichen Gerichtsinstanzen 
vorgelegt werden. Letztere sind von den Ver-
tragsstaaten bei der Ratifikation zu bezeich-
nen. Für die Schweiz wird zu prüfen sein, ob 
und in welchem Mass auch anderen Gerichten 
als dem Bundesgericht die Befugnis zuerkannt 
werden soll oder kann, dem EGMR eine Gut-
achtenanfrage zu unterbreiten. 

Der Bundesrat fördert den regelmässigen Aus-
tausch sowie das gegenseitige Verständnis mit 
unseren Nachbarn und erleichtert die Gesprä-
che über problematische Bereiche. Die Reduk-
tion anhaltender Meinungsverschiedenheiten 
mit Nachbarstaaten, zum Beispiel im Bereich 
Fiskalfragen, sowie die Notwendigkeit einer 
abgestimmten Planung im Landverkehrsbe-
reich sollen mittels bilateraler Abkommen und 
Dialogen oder im Rahmen von multilateralen 
Institutionen gefördert werden. Der Bundesrat 
wird hierzu, sofern angezeigt, zusätzliche 

sektorielle Abkommen und MoU's (Memoran-
dum of Understanding) mit den Nachbarlän-
dern genehmigen. Die Frequenz der gegensei-
tigen Kontakte mit den Nachbarstaaten ist auf 
gleichem Niveau zu erhalten oder nötigenfalls 
zu erhöhen. Nach den Wahlen in Deutschland 
und Österreich werden die Kontakte rasch 
konsolidiert. Ferner wird der Bundesrat zusätz-
liche Massnahmen beschliessen, basierend 
auf den Ergebnissen der parlamentarischen 
Genehmigungsverfahren der getroffenen Ver-
einbarungen in Fiskalfragen und im Verkehrs-
bereich. 

Die Ausgestaltung des schweizerischen Vertre-
tungsnetzes befindet sich in einem Span-
nungsfeld zwischen den Vorgaben der Aufga-
benüberprüfung, in deren Rahmen der Bun-
desrat Optimierungs- und Synergiemassnah-
men beschlossen hat, die ab 2016 zu Einspa-
rungen in der Höhe von 9.6 Mio. Franken füh-
ren werden und dem politischen Willen, ein 
starkes und universell ausgerichtetes Aussen-
netz zu betreiben. Vor diesem Hintergrund wird 
der Bundesrat 2014 punktuelle Anpassungen 
im Aussennetz im Einklang mit den in der Aus-
senpolitischen Strategie für die Legislaturperi-
ode 2012–2015 definierten Prioritäten sowie 
den aussenpolitischen Interessen prüfen. 

Der Bundesrat ist bestrebt, die Stellung der 
Schweiz in den internationalen Finanzinstituti-
onen und gegenüber der G20 weiter zu festi-
gen. Dazu gehören ein konsequentes Enga-
gement im Internationalen Finanz- und Wäh-
rungsausschuss – dem ministeriellen Steue-
rungsorgan des IWF – für eine verbesserte 
Berechnung der Stimmanteile im IWF und eine 
gute Priorisierung der finanziellen Beteiligun-
gen an den verschiedenen Finanzierungsge-
fässen der Bretton Woods Institutionen. So 
wird er insbesondere über den Beitrag zur 
Wiederauffüllung der International Develop-
ment Association (IDA) der Weltbank entschei-
den. In der EBRD (European Bank for Re-
construction and Development) ergreift die 
Schweiz Massnahmen, um ihren Sitz im Ver-
waltungsrat (Board) im Rahmen der anlaufen-
den Gouvernanzreformen zu verteidigen. 
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Ziel 9: Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist gestärkt 

 Botschaft zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit auf Kroatien (Protokoll III) 
 Botschaft über den Beitrag der Schweiz zugunsten von Kroatien zur Verringerung der wirt-

schaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der erweiterten EU 
 Botschaft zum Abkommen zwischen der Schweiz und der EU zur Teilnahme am EU MEDIA 

Programm 2014–2020 
 Verhandlungen für ein institutionelles Abkommen 
 Verhandlungen für ein Abkommen im Bereich der Chemikaliensicherheit (REACH) 
 Verhandlungen in den Bereichen Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit, Produktesi-

cherheit und öffentliche Gesundheit 
 Verhandlungen über ein Rahmenabkommen zur Beteiligung der Schweiz an den Krisen-

bewältigungsoperationen im Rahmen der GSVP 
 Verhandlungen mit der EU zur Anpassung des bilateralen Zinsbesteuerungsabkommens 

 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Ausdehnung der Personen-
freizügigkeit auf Kroatien (Protokoll III) verab-
schieden. Da Kroatien das Gemeinschafts-
recht übernehmen muss, verlangt die EU von 
Drittstaaten wie der Schweiz, dass der neue 
EU-Mitgliedstaat gegenüber den anderen EU-
Staaten nicht benachteiligt wird. Die sektoriel-
len Abkommen (Bilaterale I und II) sind auf 
Kroatien ab dem Beitritt zur EU automatisch 
anwendbar. Für das Freizügigkeitsabkommen 
(FZA), das ein gemischtes Abkommen ist, trifft 
dies hingegen nicht zu. Die Schweiz muss 
deshalb mit der EU und ihren 27 Mitgliedstaa-
ten ein neues Protokoll zum FZA, das Protokoll 
III, abschliessen. Für die Schweiz geht es 
hauptsächlich darum, eine Übergangsregelung 
für die kroatischen Staatsangehörigen auszu-
handeln, die Zugang zum schweizerischen 
Arbeitsmarkt erhalten wollen. 

Der Beitrag an Kroatien soll mithelfen, die 
grossen wirtschaftlichen und sozialen Un-
gleichheiten im Land abzubauen. Durch kon-
krete Projekte trägt die Schweiz zur Verbesse-
rung der Lebenssituation und Sicherheit vor 
Ort bei. Kroatiens erfolgreiche Integration in 
die gesamteuropäischen Strukturen liegt auch 
im Interesse der Schweiz. Mit dem autonomen 
Erweiterungsbeitrag (45 Mio. Franken) stärkt 
die Schweiz ihre wirtschaftlichen und politi-
schen Beziehungen zum neuen EU-
Mitgliedstaat. Mit dem Beitrag an Kroatien 
behandelt die Schweiz dieses Land gleich wie 
die anderen zwölf Staaten, die der EU 2004 
und 2007 beigetreten sind. Die Botschaft soll 

ebenfalls im ersten Halbjahr 2014 verab-
schiedet werden. 

Das EU-Programm MEDIA zur Förderung der 
Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Film-
industrie besteht seit Anfang der 1990er Jah-
re. Das aktuelle Programm MEDIA 2007 wird 
Ende 2013 auslaufen. Die Schweiz ist an der 
unterbruchsfreien Weiterführung ihrer Assozi-
ierung an der neuen Programmgeneration 
interessiert. Der Bundesrat wird im ersten 
Halbjahr 2014 die Botschaft zur Erneuerung 
des Abkommens mit der EU verabschieden. 

Im Jahr 2014 werden die Verhandlungen für 
ein institutionelles Abkommen mit der EU ab-
geschlossen. Das Abkommen regelt die institu-
tionellen Fragen wie Rechtsübernahme, 
Rechtsauslegung, Überwachung, Streitschlich-
tung für bestehende und zukünftige Marktzu-
gangsabkommen. Es bildet das Kernstück zur 
Erneuerung und Konsolidierung des bilatera-
len Wegs. 

Gleichzeitig zum institutionellen Abkommen 
sollen die Verhandlungen mit der EU über ein 
Abkommen im Bereich der Chemikaliensicher-
heit (REACH) aufgenommen werden. Nebst 
einem Beitrag für den Schutz von Mensch und 
Umwelt vor gefährlichen Stoffen vermeidet ein 
bilaterales REACH-Abkommen Handelshemm-
nisse beim Zugang zum EU-Markt im Chemika-
lienbereich. 

Die Verhandlungen mit der EU in den Berei-
chen Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit, 
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Produktesicherheit und öffentliche Gesundheit 
werden weitergeführt. Dabei prüft der Bundes-
rat machbare Marktöffnungsschritte im Agrar- 
und Ernährungsbereich. Ausserdem wird ein 
Einbezug in das Lebensmittel- und Produktesi-
cherheitsdispositiv der EU angestrebt. Im Be-
reich der öffentlichen Gesundheit steht der 
Anschluss an das europäische Dispositiv zu 
den grenzüberschreitenden Gesundheitsbe-
drohungen im Vordergrund. 

Der Bundesrat wird 2014 Verhandlungen über 
ein Rahmenabkommen zwischen der Schweiz 
und der EU zur Beteiligung an Krisenbewälti-
gungsoperationen im Rahmen der Gemeinsa-
men Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
(GSVP) der EU führen und abschliessen. Ein 
GSVP-Rahmenabkommen regelt die grund-
sätzlichen Modalitäten für alle zukünftigen 
Beteiligungen der Schweiz an zivilen und mili-
tärischen Friedensförderungsmissionen der 
EU. Mit diesem Abkommen kann die Teilnah-
me der Schweiz an GSVP-Missionen administ-
rativ vereinfacht und beschleunigt werden. 

Die Entscheidung, an einer neuen Mission 
teilnehmen zu wollen, fällt weiterhin die 
Schweiz, gestützt auf die bestehenden gesetz-
lichen Voraussetzungen. 

Nach der Verabschiedung des Verhandlungs-
mandats durch den Bundesrat im Herbst 
2013, wird der Bundesrat im Jahr 2014 
Kenntnis nehmen von den Fortschritten, Zwi-
schenergebnissen und – wenn bereits vorlie-
gend – vom Endergebnis der Verhandlungen 
mit der EU zur Anpassung des bilateralen 
Zinsbesteuerungsabkommens, in dessen 
Rahmen auch die Frage des Marktzugangs 
behandelt wurde. Gemäss EU-Kommission 
sollen die Verhandlungen auf der Grundlage 
des Entwurfes der revidierten EU-
Zinsbesteuerungsrichtlinie erfolgen. Dabei 
sollen die internationalen Entwicklungen und 
das Konzept des wirtschaftlich Berechtigten 
berücksichtigt werden. 
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Ziel 10: Die Aussenwirtschaftsstrategie ist weiterentwickelt 

 Die Freihandelspolitik ist durch den Ausbau und die Weiterentwicklung des Netzes von 
Freihandelsabkommen gestärkt 

 Die Multilaterale Handelsordnung ist gesichert / Die WTO ist gestärkt 
 
 
Zur bundesrätlichen Aussenwirtschaftsstrate-
gie gehört die Intensivierung der Anstrengun-
gen im Hinblick auf den Ausbau und die Ver-
stärkung des Netzes von Freihandelsabkom-
men (FHA). Damit soll der Zugang der Schweiz 
zu wichtigen ausländischen Märkten mit gros-
sem Wachstumspotenzial verbessert werden. 
Priorität haben 2014 die Ratifizierung und das 
Inkrafttreten des FHA zwischen der Schweiz 
und China sowie der FHA zwischen den EFTA-
Staaten und den zentralamerikanischen Staa-
ten (abgeschlossen mit Costa Rica und Pana-
ma) sowie Bosnien und Herzegowina. Die Ver-
handlungen zu FHA der EFTA-Staaten mit In-
dien, mit der Zollunion Russland - Belarus - 
Kasachstan, mit Indonesien und mit Vietnam 
sollen 2014 möglichst abgeschlossen werden. 
Je nach Stand der Verhandlungen kommt es 
2014 zur Unterzeichnung von FHA mit diesen 
Partnerstaaten sowie nach Unterzeichnung zur 
Verabschiedung der entsprechenden Bot-
schaften. Weiter sollen die Verhandlungen zu 

einem FHA mit Malaysia aufgenommen und 
vorangebracht werden. Ferner ist die Wieder-
aufnahme der Verhandlungen der EFTA mit 
Thailand und Algerien vorgesehen. 

Zur Stärkung der WTO und damit zur Sicherung 
der Multilateralen Handelsordnung sind für 
2014 – im Nachgang zur neunten WTO-
Ministerkonferenz von Dezember 2013 in Bali 
– als Ziele zu nennen: Umsetzung der Ergeb-
nisse von Bali durch den Bundesrat; zügige 
Erarbeitung eines Arbeitsplanes der WTO im 
Hinblick auf den Post-Bali-Prozess, inklusive 
Engagement für den Abschluss von Verhand-
lungsthemen, die in Bali nicht abgeschlossen 
werden konnten; Konsolidierung des WTO-
Acquis; Sicherstellen der Kohärenz plurilatera-
ler Verhandlungen mit dem multilateralen 
Welthandelssystem (zum Beispiel das plurila-
terale Dienstleistungsabkommen); Aufnahme 
weiterer Mitglieder in die WTO. 
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Ziel 11: Die Schweiz leistet einen angemessenen Beitrag zur Bewältigung 
der Armutsprobleme und zur Minderung globaler Risiken 

 Festlegung der Verhandlungsposition der Schweiz in der neuen UNO-Agenda für nachhalti-
ge Entwicklungsziele (post–2015) 

 Überarbeitete Strategie zum Mittleren Osten und zu Nordafrika 
 
 
Die Staatengemeinschaft ist im Begriff, die 
globale Agenda für die internationale Ent-
wicklungs- und Nachhaltigkeitspolitik neu fest-
legen, welche die 2015 auslaufenden Millen-
niums-Entwicklungsziele (MDG) ablösen wird: 
auf Basis des breiten Konsultationsprozesses, 
welchen die UNO 2013 durchgeführt hat, be-
ginnen 2014 die zwischenstaatlichen Ver-
handlungen. Der Bundesrat wird die Verhand-
lungsposition der Schweiz festlegen. Aufgrund 
ihrer langjährigen Erfahrung und guten Repu-
tation in wichtigen Themen der internationalen 
Zusammenarbeit bringt die Schweiz ihre Ex-
pertise in den Verhandlungsprozess ein und

wirkt bei der Entscheidfindung aktiv mit. 

Dem Bundesrat wird ein Aussprachepapier zur 
Überarbeitung der 2011 verabschiedeten Stra-
tegien zum Mittleren Osten und zu Nordafrika 
vorgelegt. Das zu diskutierende Aussprache-
papier enthält eine gründliche Analyse der 
Situation in der MENA-Region (Nahost und 
Nordafrika) seit Beginn der arabischen Revolu-
tionen im Jahr 2011 sowie mögliche Zukunfts-
szenarien. Dies erlaubt, das Engagement der 
Schweiz für jedes mögliche Szenario zu defi-
nieren. 
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Ziel 12: Die Schweiz hat ihr Engagement im Bereich Menschenrechte, Frie-
denspolitik, Mediation und Gute Dienste verstärkt 

 Botschaft zur Genehmigung der Änderungen des Römer Statuts des Internationalen Straf-
gerichtshofs betreffend das Verbrechen der Aggression und Kriegsverbrechen 

 Dienste der Schweiz in Konfliktvermittlung im Rahmen des OSZE-Vorsitzes / Ernennung 
von Sondergesandten für den Balkan und für den Südkaukasus 

 Ausbau des Engagements zur Terrorismusbekämpfung, insbesondere während der OSZE-
Präsidentschaft 

 Förderung der Interessenvertretung (Russland-Georgien, Iran, Kuba) 
 Einsatz für die Menschenrechte auf bilateraler und multilateraler Ebene 

 
 
Der Bundesrat wird vom Vernehmlassungser-
gebnis zu den Änderungen des Römer Statuts 
des Internationalen Strafgerichtshofs vom 10. 
und 11. Juni 2010 betreffend das Verbrechen 
der Aggression und Kriegsverbrechen Kennt-
nis nehmen sowie die Botschaft zu deren Ge-
nehmigung im ersten Halbjahr 2014 verab-
schieden. Das völkerrechtliche Gewaltverbot 
soll dank dem Internationalen Strafgerichtshof 
wirksamer durchgesetzt und der Tatbestand 
des Kriegsverbrechens erweitert werden. 

Mit dem Einsatz von zwei OSZE-Sonder-
beauftragten unterstreicht der Bundesrat im 
Rahmen der OSZE-Präsidentschaft 2014 das 
friedenspolitische Engagement der Schweiz. 
Der Vorsteher des EDA wird deshalb als OSZE-
Vorsitzender einen Sondergesandten für den 
Westbalkan ernennen. Dieser bietet seine 
Guten Dienste an, um regionale Zusammen-
arbeit und Versöhnung im westlichen Balkan 
zu fördern. Er kann die Verbesserung der Be-
ziehungen zwischen Serbien und Kosovo und 
die Normalisierung in Nordkosovo unterstüt-
zen und gemeinsam mit den OSZE-Missionen 
in der Region Initiativen zur Verarbeitung der 
Vergangenheit begleiten. Ein zweiter Sonder-
beauftragter für den Südkaukasus unterstützt 
die Wiederannäherung zwischen Russland 
und Georgien und den zwei Regionen Abcha-
sien und Südossetien. Mit Projekten und Aus-
tauschprogrammen für Jugendliche und Be-
rufsleute (Journalisten, Künstler, Katastro-
phenhelfer, Seismologen) beabsichtigt die 
Schweiz mitzuhelfen, Vertrauen aufzubauen. 
Im Konflikt um Nagorni Karabach wird der 
Schweizer Vorsitz die bestehenden Konflikt-
lösungsformate im Rahmen der OSZE unter-
stützen. 

Der Bundesrat setzt sich auf der Basis der 
Globalen Strategie der UNO für einen umfas-
senden und ausgewogenen Ansatz bei der 
Bekämpfung des Terrorismus und dessen Fi-
nanzierung ein, der die Rechtsstaatlichkeit und 
die Menschenrechte beachtet. Im Rahmen 
ihrer OSZE-Präsidentschaft 2014 führt die 
Schweiz eine OSZE-weite Anti-Terrorkonferenz 
durch, welche die verschiedenen Dimensionen 
des Terrorismus berücksichtigt. Mit Blick auf 
die vierte Überprüfungskonferenz der Globalen 
Strategie der UNO zur Bekämpfung des Terro-
rismus im Sommer 2014 unterbreitet der 
Bundesrat Vorschläge für deren ausgewogene 
Umsetzung sowie für eine Stärkung des Über-
prüfungsmechanismus. Im Rahmen des Globa-
len Forums zur Bekämpfung des Terrorismus 
und darüber hinaus setzt sich der Bundesrat 
für eine Förderung des Bewusstseins bei der 
Prävention von Entführungen ein sowie für die 
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Lösung von Entführungsfällen, damit 
eine sichere und unversehrte Freilassung der 
Geiseln erwirkt werden kann. 

Der Bundesrat ist auch im kommenden Jahr 
bereit, bei sich bietender Gelegenheit weitere 
Mandate der Interessenvertretung zu prüfen. 
Besonderes Gewicht kommt der sorgfältigen 
Pflege und Wahrung der Interessensmandate 
Russland–Georgien, Iran und Kuba zu, sofern 
sie mit den schweizerischen Landesinteressen 
vereinbar sind. Hierzu wird der Bundesrat 
2014 eine Aussprache führen. Mit diesen Inte-
ressenvertretungen leistet unser Land einen 
wichtigen Beitrag zugunsten von Sicherheit 
und Frieden in der Welt. 
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Der Bundesrat engagiert sich auch auf bilate-
raler sowie auf multilateraler Ebene in interna-
tionalen Gremien wie dem Menschenrechtsrat 
für den Schutz und die Förderung der Men-
schenrechte, die Umsetzung der internationa-
len Verträge und Verpflichtungen. Mit Initiati-
ven setzt er sich für die Abschaffung der To-
desstrafe und für die Meinungsäusserungs- 
und Versammlungsfreiheit ein, insbesondere 

für den Schutz der Menschenrechtsverteidiger. 
Ein weiterer Fokus wird auf den Schutz der 
Rechte von Kindern und die Stärkung der 
Rechte der Frauen gelegt. Der Bundesrat för-
dert damit die Kohärenz und Koordination 
innerhalb der Bundesverwaltung, zwischen 
seinen bilateralen und multilateralen Initiati-
ven und auch gegenüber internationalen Or-
ganisationen. 
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3 Die Sicherheit der 
Schweiz ist gewähr- 
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Ziel 13: Instrumente zur frühzeitigen Erkennung und Bekämpfung sicher-
heitspolitischer Gefahren und Risiken werden wirksam angewen-
det 

 Botschaft zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die Weiterentwicklung der Armee (WEA) 
 Botschaft zur Revision der Gesetzgebung des Zivildienstes 

 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Änderung der Rechtsgrund-
lagen für die Weiterentwicklung der Armee 
(WEA) verabschieden. Dadurch werden die 
Voraussetzungen geschaffen, um die im Ar-
meebericht 2010 aufgezeigte Weiterentwick-
lung der Armee nach den Vorgaben von Bun-
desrat und Parlament finanziell, materiell und 
personell umzusetzen. Neu geregelt werden 
sollen namentlich die Ausbildung, die Bereit-
schaft, die Organisation und der Bestand der 
Armee. Des Weiteren soll die Militärgesetzge-
bung soweit sinnvoll im Bereich der subsidiä-
ren Unterstützungseinsätze der Armee an die 
heutige Praxis angepasst werden. Zudem soll 
die Militärgesetzgebung in einzelnen Punkten, 
in denen unabhängig von der Weiter-

entwicklung der Armee Handlungsbedarf er-
kannt wurde, entsprechend angepasst werden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Revision der Gesetzgebung 
des Zivildienstes (ZDG) verabschieden. Das 
ZDG wird an Änderungen im normativen Um-
feld angepasst, die bereits erfolgt sind oder 
sich abzeichnen (WEA, Agrarpolitik 2014 bis 
2017). Zudem soll der Vollzug des Zivildiens-
tes optimiert werden; insbesondere ist die 
Mengentauglichkeit zu erhöhen sowie Effizienz 
und Qualität zu steigern. Die wichtigsten 
Massnahmen hierbei sind die Umgestaltung 
des Zulassungsverfahrens, die Verbesserung 
der Ausbildung und die Aufnahme eines weite-
ren Tätigkeitsbereichs ins ZDG. 
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Ziel 14: Kriminalität, Terrorismus und Cyberangriffe werden wirkungsvoll 
bekämpft, und der Gewaltanwendung in der schweizerischen Ge-
sellschaft wird vorgebeugt 

 Botschaft zum Bundesgesetz über das Strafregister-Informationssystem VOSTRA (Strafre-
gistergesetz) 

 Botschaft zur Totalrevision des Ordnungsbussengesetzes (OBG) 
 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Änderung des Bundesgeset-
zes über das Strafregister-Informationssystem 
VOSTRA (Strafregistergesetz) verabschieden. 
Die Bestimmungen über das Strafregister fin-
den sich heute in einigen wenigen Normen im 
Strafgesetzbuch und in einer Verordnung des 
Bundesrates. Weil diese Verordnung den Um-
gang mit besonders schützenswerten Perso-
nendaten regelt, ist eine Regelung in einem 
formellen Gesetz erforderlich. Gleichzeitig 
sollen bestehende Ungereimtheiten korrigiert 
und das Strafregister als Instrument einer 
Vielzahl von Verwaltungsbehörden den aktuel-
len Bedürfnissen angepasst werden. Zudem 
soll auch das neue Unternehmensstrafregister 
Platz finden. Weil das Strafregister besonders 
schützenswerte Personendaten enthält, sollen 
datenschutzrechtliche Gegengewichte die 

Rechtsstellung der betroffenen Personen und 
Unternehmen stärken und einen Missbrauch 
der Informationen verhindern. 

Der Bundesrat wird bis Ende 2014 die Bot-
schaft zur Totalrevision des Ordnungsbussen-
gesetzes (OBG) verabschieden. In Umsetzung 
einer Motion zur Erweiterung des Ordnungs-
bussensystems zur Entlastung der Strafbehör-
den und der Bürgerinnen und Bürger soll der 
Anwendungsbereich des Ordnungsbussenge-
setzes ausgeweitet werden: während heute 
ausschliesslich Übertretungen des Strassen-
verkehrsgesetzes in einem einfachen Verfah-
ren direkt von den Polizeibehörden mit einer 
Ordnungsbusse geahndet werden können, soll 
dies auch für Übertretungen nach anderen 
Bundesgesetzen (zum Beispiel des Binnen-
schifffahrtsgesetzes) möglich werden. 
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Ziel 15: Die Zusammenarbeit mit in- und ausländischen Partnern ist inten-
siviert 

 Vorgehensentscheid betreffend die Verstärkung und Vereinfachung der Zusammenarbeit 
zwischen den Polizeibehörden der EU-Mitgliedstaaten (Prüm) 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Zusammenarbeit mit ausländischen Behörden 
und über den Schutz der schweizerischen Souveränität 

 Zusatzvereinbarung zur Beteiligung der Schweiz an der IT-Agentur im Rahmen von Schen-
gen-Dublin 

 Botschaft zur Änderung des Strafgesetzbuches (Korruptionsstrafrecht) 
 Integrierte Grenzverwaltungsstrategie 
 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über internationale Rechtshilfe in Strafsa-

chen (IRSG) 
 
 
Der Bundesrat wird bis Ende 2014 über die 
allfällige Aufnahme von Verhandlungen mit 
der EU zur Teilnahme der Schweiz an der 
Prümer Zusammenarbeit (vereinfachter und 
verstärkter Informationsaustausch zwischen 
den Strafverfolgungsbehörden) entscheiden. 
Dabei wird insbesondere auf die institutionel-
len Fragen, die Finanzierung des Projekts und 
die Meinung der Kantone zur Teilnahme an 
der Prümer Zusammenarbeit zu achten sein. 
Hauptelemente der Prümer Zusammenarbeit 
sind der erleichterte Austausch von DNA-
Profilen und Fingerabdruckdaten sowie der 
automatisierte Zugang zu den nationalen Da-
tenbanken mit den Fahrzeug- und Fahrzeug-
halterdaten. In diesem Zusammenhang wird 
zu berücksichtigen sein, dass die EU den Zu-
gang zu Eurodac durch die Strafverfolgungs-
behörden von der Teilnahme am Prümer Sys-
tem abhängig macht. 

Der Bundesrat wird bis Ende 2014 die Bot-
schaft zum Bundesgesetz über die Zusam-
menarbeit mit ausländischen Behörden und 
über den Schutz der schweizerischen Souve-
ränität verabschieden. Der Bundesrat will die 
internationale Zusammenarbeit zwischen Ver-
waltungs-, Straf- oder Zivilbehörden fördern 
und besser regeln. Der Bundesrat beabsichtigt 
zudem, Vorschriften über Bewilligungen vorzu-
sehen, die für die Vornahme von behördlichen 
Handlungen für einen fremden Staat erforder-
lich sind (Art. 271 StGB), sowie weitere Mass-
nahmen festzulegen, die zum Schutz der 
schweizerischen Souveränität ergriffen werden 
können. Parallel dazu schlägt der Bundesrat 
den Beitritt der Schweiz zu zwei Übereinkom-

men des Europarates vor, welche die grenz-
überschreitende Zustellung von Verwaltungs-
dokumenten und die Unterstützung bei der 
Beweisaufnahme in Verwaltungsverfahren 
regeln. 

Die IT-Agentur (eu.LISA) stellt eine Agentur der 
EU dar, welche mit dem Betriebsmanagement 
der Informatikgrosssysteme im Bereich der 
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts beauf-
tragt ist. Sie wurde mit der Verordnung (EU) Nr. 
1077/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 25. Oktober 2011, welche 
der Agentur das Betriebsmanagment des Visa-
Informationssystems (VIS), von EURODAC und 
des Schengener Informationssystems der 
zweiten Generation (SIS II) überträgt, errichtet. 
Die Übernahme der Verordnung verlangt den 
Abschluss einer Zusatzvereinbarung zwischen 
der EU auf der einen Seite und der Schweiz 
sowie den übrigen an Schengen assoziierten 
Staaten (Norwegen, Island, Liechtenstein) an-
dererseits. Die Vereinbarung wird Modalitäten 
und Umfang der Beteiligung der assoziierten 
Staaten an der Agentur (darin eingeschlossen 
die finanziellen Beiträge sowie die Stimmrech-
te der assoziierten Staaten) als auch die in 
diesem Zusammenhang anwendbaren Be-
stimmungen konkretisieren. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Änderung des Strafgesetz-
buchs und des Militärstrafgesetzes (Korrupti-
onsstrafrecht) verabschieden. Die Rechts-
grundlagen zur Bekämpfung der Korruption 
sollen ausgebaut werden. Insbesondere soll 
die Privatbestechung zum Offizialdelikt wer-



 

39 

den. Weiter sollen die entsprechenden Straf-
normen vom Bundesgesetz gegen den unlau-
teren Wettbewerb (UWG) ins Strafgesetzbuch 
verschoben werden, damit Bestechung im 
Wirtschaftsleben auch dann geahndet werden 
kann, wenn sie nicht zu Wettbewerbsverzer-
rungen führt. 

Der Bundesrat wird bis Mitte 2014 den Akti-
onsplan «Integrierte Grenzverwaltungsstrate-
gie» verabschieden. Der Aktionsplan enthält 
konkrete Massnahmen zur Umsetzung der von 
Bund und Kantonen gemeinsam beschlosse-
nen «Integrierten Grenzverwaltungsstrategie 
der Schweiz», dank der die illegale Migration 

und die grenzüberschreitende Kriminalität 
wirkungsvoller bekämpft, und die legalen 
Grenzübertritte reibungsloser abgewickelt 
werden sollen. 

Je nach Stand der Steuervorlagen wird der 
Bundesrat die Botschaft zur Änderung des 
Bundesgesetzes über internationale Rechtshil-
fe in Strafsachen (IRSG) verabschieden. Mit 
dieser Vorlage soll die internationale Rechtshil-
fe in Strafsachen der internationalen Amtshilfe 
gemäss OECD-Musterabkommen angepasst 
werden. Zudem soll grundsätzlich neu auch in 
Fällen von Steuerhinterziehung zusammenge-
arbeitet werden können. 
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4 Der gesellschaftliche 
Zusammenhalt der 
Schweiz ist gefestigt, 
und den demografi-
schen Herausforderun-
gen wird wirksam  
begegnet 
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Ziel 16: Die Chancen der Migration werden genutzt, und ihren Risiken wird 
begegnet 

 Botschaft zur Änderung des Asylgesetzes (Neustrukturierung des Asylbereichs) 
 Botschaft zum Abkommen mit der EU über eine Teilnahme der Schweiz am Europäischen 

Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) 
 
 
Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Änderung des Asylgesetzes 
(Neustrukturierung des Asylbereichs) verab-
schieden. Die vorgeschlagene Neustrukturie-
rung des Asylbereiches stützt sich auf den 
Schlussbericht der Arbeitsgruppe Bund / Kan-
tone vom 29. Oktober 2012, welche zur Auf-
gabe hatte, den Bericht über Beschleuni-
gungsmassnahmen im Asylbereich vom März 
2011 umzusetzen. Hauptziel der vorgeschla-
genen Neustrukturierung des Asylbereiches ist 
die markante Beschleunigung der Asylverfah-
ren. Neu soll deshalb eine Mehrheit der Asyl-
verfahren, nämlich rund 60 Prozent in Zentren 
des Bundes innerhalb von maximal 140 Tagen 
rechtskräftig abgeschlossen werden. Als flan-
kierende Massnahme zum beschleunigten 
Verfahren soll ein Anspruch auf kostenlose 
Beratung über das Asylverfahren und eine 
kostenlose Rechtsvertretung für Asylsuchende 
vorgesehen werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr die 
Botschaft zum Abkommen mit der EU über 

eine Teilnahme der Schweiz am Europäischen 
Unterstützungsbüro für Asylfragen (EASO) ver-
abschieden. Hauptaufgabe des EASO ist die 
Unterstützung von Mitgliedstaaten, deren Asyl- 
und Aufnahmesysteme besonderem Druck 
ausgesetzt sind. Das EASO hat aber auch den 
Auftrag, alle beteiligten Staaten bei der Umset-
zung einer kohärenten und wirksamen Asylpo-
litik zu unterstützen. Als Nichtmitglied der EU 
bleibt die Schweiz in ihrer Asylpolitik weiterhin 
autonom. Die Schweiz ist jedoch an der Ver-
stärkung der europäischen Zusammenarbeit 
im Asylbereich interessiert, da das Schweizer 
Asylsystem durch Dublin mit denjenigen ande-
rer europäischer Staaten eng verbunden ist. 
Ausserdem ist die Schweiz aufgrund ihrer Lage 
im Herzen Europas von den Migrationsströmen 
und der Asylsituation auf dem Kontinent direkt 
betroffen und hat deshalb ein Interesse an 
einer Zusammenarbeit mit der EU in diesem 
Bereich. 
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Ziel 17: Die gesellschaftliche Kohäsion wird gestärkt, und gemeinsame 
Werte werden gefördert 

 Bericht zu einer umfassenden Politik des ländlichen Raumes 
 Bericht über eine Gesamtschau der schweizerischen Medienlandschaft und ein Förder-

konzept zur Stärkung der staats- und demokratiepolitischen Bedeutung der Medien 
 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die Informationssysteme des Bundes im 

Bereich Sport (IBSG) 
 Botschaft zur Volksinitiative «Pro Service public» 
 Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016–2019 
 Vernehmlassung zur Änderung des Zivilgesetzbuchs (Modernisierung des Erbrechts) 
 Vernehmlassung zum Geldspielgesetz (Umsetzung von Art. 106 BV) 
 Konzept Leistungssport 
 Bericht über Massnahmen zur Unterstützung und Entlastung von pflegenden Angehörigen 

 
 
Die städtischen und ländlichen Gebiete sind in 
der Schweiz sowohl gesellschaftlich als auch 
wirtschaftlich eng verflochten. Der Bundesrat 
wird im zweiten Halbjahr 2014 einen Bericht 
erarbeiten um aufzuzeigen, wie er bei der Er-
füllung der Bundesaufgaben und deren raum-
ordnungspolitischen Koordination dem ländli-
chen Raum und insbesondere der Situation 
der Berggebiete Rechnung trägt. 

Eine vom Parlament in abgeänderter Form 
angenommene Motion der Staatspolitischen 
Kommission des Nationalrates verlangt vom 
Bundesrat eine Gesamtschau der schweizeri-
schen Medienlandschaft aus regionalmedien-
politischer und gesamtmedienpolitischer Op-
tik. Ausserdem hat der Bundesrat ein Förder-
konzept zur Stärkung der staats- und demo-
kratiepolitischen Bedeutung der Medien zu 
erarbeiten. Beides soll im zweiten Halbjahr 
2014 vorliegen. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Revision des Bundesgeset-
zes über die Informationssysteme des Bundes 
im Bereich Sport (IBSG) verabschieden. Be-
stehende Datensysteme, insbesondere das 
Informationssystem der Eidgenössischen 
Hochschule für Sport (EHSM), werden in Über-
einstimmung mit der Datenschutzgesetzge-
bung soweit erforderlich neu in einem formel-
len Gesetz geregelt. 

Der Bundesrat hat bis im Frühling 2014 die 
Botschaft zur Volksinitiative «Pro Service Pub-
lic» zu verabschieden. Die Initiative verlangt 

insbesondere, dass der Bund im Bereich der 
Grundversorgung nicht nach Gewinn strebt, 
auf die Quersubventionierung anderer Verwal-
tungsbereiche verzichtet und keine fiskali-
schen Interessen verfolgt. Im Weiteren soll der 
Bund dafür sorgen, dass die Löhne und Hono-
rare der Mitarbeiter, welche für Unternehmen 
im Bereich der Grundversorgung tätig sind, 
nicht über denjenigen der Bundesverwaltung 
liegen. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 
2016–2019 eröffnen. Die Kulturbotschaft legt 
die Herausforderungen, Ziele, Massnahmen 
sowie den Finanzrahmen für alle Förderungs-
bereiche der Kulturinstitutionen des Bundes 
fest. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Änderung des Zivilge-
setzbuchs (Modernisierung des Erbrechts) 
eröffnen. Die Vorlage wird das Erbrecht an die 
stark geänderten demografischen, gesell-
schaftlichen und familiären Lebensrealitäten 
anpassen. Sie wird insbesondere eine zeitge-
mässe Flexibilisierung des Erb- bzw. Pflicht-
teilsrechts vorsehen. Dabei soll das geltende 
Recht in seinem Kerngehalt bewahrt und die 
Familie als institutionelle Konstante weiterhin 
geschützt werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
vom Vernehmlassungsergebnis zum neuen 
Geldspielgesetz Kenntnis nehmen und über 
das weitere Vorgehen entscheiden. Die Vorla-
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ge wird den neuen Artikel 106 BV umsetzen 
und soll namentlich dazu führen, dass die 
Spielsucht wirksamer bekämpft werden kann. 
Weiter sollen Geldspiele unter bestimmten 
Voraussetzungen auch im Internet angeboten 
werden können. Schliesslich soll die Ungleich-
behandlung der Geldspielgewinne beseitigt 
werden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
das Leistungssportkonzept verabschieden. 
Dadurch werden die Voraussetzungen für eine 
nachhaltige Nachwuchsförderung im schwei-
zerischen Leistungssport geschaffen. Diese 
wiederum beruht auf der Zusammenarbeit von 
öffentlich- und privatrechtlichen Institutionen, 
im Rahmen welcher Swiss Olympic und Sport-
verbände einerseits, Bund und Kantone ande-
rerseits ihren Zuständigkeiten gemäss den 

Leistungssport fördern. Ziel ist, der Jugend den 
Zugang zum Leistungssport zu ermöglichen, 
die positiven Werte des Sports möglichst vie-
len Jugendlichen zu vermitteln und die Konkur-
renzfähigkeit der Schweiz im internationalen 
Leistungsvergleich zu sichern. 

Der Bundesrat wird in der zweiten Jahreshälfte 
2014 einen Bericht über Massnahmen zur 
Unterstützung und Entlastung von pflegenden 
Angehörigen zuhanden des Parlamentes vorle-
gen. Dieser wird insbesondere die Fragestel-
lungen und Anliegen eines Postulats der natio-
nalrätlichen SGK berücksichtigen und mögli-
che Handlungsoptionen zur Verbesserung und 
Förderung der Vereinbarkeit von Berufstätig-
keit und Angehörigenpflege (Work and Care) 
aufführen. 
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Ziel 18: Das Kostenwachstum im Gesundheitswesen wird eingedämmt, 
und die Qualität der Gesundheitsversorgung sowie die Patientensi-
cherheit werden erhöht 

 Botschaft zur Teilrevision des KVG im Zusammenhang mit der Erleichterung von grenz-
überschreitenden Kooperationsprojekten 

 Weiteres Vorgehen betreffend das Bundesgesetz zur Stärkung von Qualität und Wirtschaft-
lichkeit in der Krankenversicherung 

 Vernehmlassung zur Teilrevision des KVG im Zusammenhang mit der Steuerung des am-
bulanten Bereichs 

 Vernehmlassung zum neuen Tabakproduktegesetz 
 Vernehmlassung zum Bundesgesetz über den Schutz vor nichtionisierender Strahlung und 

Schall 
 Bericht zur Medikamentenabhängigkeit und zur Bedeutung der Medikamente als «smart 

drugs» 
 
 
Mit der Vorlage sollen in zwei Bereichen Rege-
lungen für in einem EU-/EFTA-Staat wohnende 
Versicherte geschaffen werden. Mit dieser 
Teilrevision des Krankenversicherungsgeset-
zes (KVG) wird eine Rechtsgrundlage geschaf-
fen, um grenzüberschreitende Koopera-
tionsprojekte in Grenzregionen dauerhaft zu 
ermöglichen und damit im Sinne der bundes-
rätlichen Strategie «Gesundheit 2020» die 
internationale Einbettung zu stärken. Der 
Bundesrat wird die Botschaft dazu in der zwei-
ten Jahreshälfte 2014 verabschieden. 

Der Bundesrat hat im Herbst 2009 die Quali-
tätsstrategie des Bundes im schweizerischen 
Gesundheitswesen vorgelegt und im Frühjahr 
2011 den Bericht zu deren Konkretisierung 
gutgeheissen sowie strategische Massnahmen 
priorisiert. Für eine wirkungsvolle und nachhal-
tige Umsetzung der Qualitätsstrategie sollen 
gesetzliche Grundlagen für geeignete nationa-
le Strukturen sowie die Finanzierung geschaf-
fen werden. Im Weiteren werden in der Geset-
zesvorlage auch nationale Strukturen zur 
Stärkung von Health Technology Assessment 
(HTA) berücksichtigt, um auch Synergien zwi-
schen den beiden Bereichen zu nutzen. Der 
Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 den 
Vernehmlassungsbericht verabschieden und 
über das weitere Vorgehen beschliessen. 

Diese Teilrevision des Krankenversicherungs-
gesetzes (KVG) bietet ein effizientes Instru-
ment zur langfristigen Steuerung des ambu-

lanten Bereichs, der ein besonders hohes Kos-
tenwachstum aufweist. Die Botschaft stellt 
ebenfalls eine Massnahme der bundesrätli-
chen Strategie «Gesundheit 2020» dar. Die 
Zeit der befristeten Wiedereinführung der Zu-
lassungsbeschränkung wird zur Vorbereitung 
und Verabschiedung einer Reform genutzt, die 
nicht zu einer Rationierung, sondern zu einer 
bedarfsgerechten Erfüllung der Leistungen 
führt. Der Bundesrat wird die Vernehmlassung 
in der zweiten Jahreshälfte 2014 eröffnen. 

Im revidierten Lebensmittelgesetz werden Ta-
bakprodukte nicht mehr geregelt. Ein neues 
Tabakproduktegesetz wird diese Lücke füllen 
und trägt damit auch zur Umsetzung der bun-
desrätlichen Strategie «Gesundheit 2020» bei. 
Der Bundesrat wird in der ersten Hälfte 2014 
eine Vernehmlassung zu diesem Thema durch-
führen. 

Nichtionisierende Strahlung und Schall können 
gesundheitsschädlich sein. Zum Schutz vor 
gesundheitlichen Schädigungen bestehen be-
reits heute rechtliche Regelungen. Die Erfah-
rungen der letzten Jahre haben jedoch gezeigt, 
dass einige dieser Regelungen nicht problem-
los vollziehbar sind, und dass rechtliche Lü-
cken bestehen. Beispielsweise ist der Umgang 
mit gefährlichen Laserpointern nur mangelhaft 
geregelt. Mit einem neuen Gesetz, welches 
ebenfalls einen Beitrag zur Umsetzung der 
bundesrätlichen Strategie «Gesundheit 2020» 
leistet, sollen die bestehenden Rechtslücken 
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geschlossen werden, und der Vollzug und die 
Information der Bevölkerung soll verbessert 
werden. Der Bundesrat eröffnet im ersten 
Halbjahr 2014 die Vernehmlassung zu einem 
neuen Bundesgesetz zum Schutz vor nichtio-
nisierender Strahlung und Schall. 

Der Konsum von verschreibungspflichtigen 
Arzneimitteln zur Leistungssteigerung ist ge-
stiegen. Die am meisten verschriebene Sub-
stanz ist Ritalin, die im Falle von ADHS-
Diagnosen verabreicht wird. Da die Substanz 
ein hohes Suchtpotential aufweist und vermu-

tet wird, dass sie häufig zur Leistungssteige-
rung missbraucht wird, hat das Parlament mit-
tels verschiedener parlamentarischer Vorstös-
se einen Bericht zur Bedeutung, Anwendung 
und Verschreibung von leistungssteigernden 
Substanzen in Auftrag gegeben. Auf dieser 
Grundlagenarbeit werden allfällige Handlungs-
empfehlungen formuliert. Der Bundesrat wird 
in der zweiten Jahreshälfte 2014 diesen Be-
richt zuhanden des Parlamentes verabschie-
den. 

 
 
 
 

 
 

Ziel 19: Die Sozialwerke sind finanziell konsolidiert und nachhaltig gesi-
chert 

 Botschaft zur Reform der Altersvorsorge 2020 
 Verordnungsanpassungen in der Invalidenversicherung 

 
 
Der Bundesrat verabschiedet im zweiten Halb-
jahr 2014 die Botschaft zur Reform der Alters-
vorsorge 2020. Im Zentrum der Reform stehen 
die Interessen der Versicherten und eine aus-
gewogene Lösung, die darauf zielt, einerseits 
das Leistungsniveau im Rentenalter zu erhal-
ten sowie andererseits das finanzielle Gleich-
gewicht der AHV und der 2. Säule zu sichern; 
beide Versicherungszweige stehen vor den 
Herausforderungen der demografischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung. Die Reform be-
inhaltet einen Bundesbeschluss, der eine Än-
derung der Bundesverfassung zur AHV-

Zusatzfinanzierung durch die Mehrwertsteuer 
vorsieht, sowie einen Mantelerlass zur Ände-
rung der Bundesgesetze zur AHV und zur 
2. Säule. 

Der Bundesrat verabschiedet verschiedene 
Verordnungsanpassungen in der Invalidenver-
sicherung, welche per 1. Januar 2015 in Kraft 
treten. Unter anderem sollen die Durchfüh-
rung, Steuerung und Kontrolle in der Invali-
denversicherung optimiert und Anpassungen 
an die Rechtsprechung des Bundesgerichts 
vorgenommen werden. 

 



 

47 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5 Die Schweiz nutzt Ener-
gien und Ressourcen 
nachhaltig und effizien-
ter und ist auf das  
zunehmende Mobilitäts-
bedürfnis vorbereitet 
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Ziel 20: Die Versorgung der Schweiz mit Energie und natürlichen Ressour-
cen ist langfristig gesichert, und der schrittweise Ausstieg aus der 
Kernenergie sowie Massnahmen zur Reduktion der Abhängigkeit 
von fossilen Energien sind in die Wege geleitet 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine sichere und wirtschaftliche Stromversorgung 
(Stromeffizienz-Initiative)» 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine nachhaltige und ressourceneffiziente Wirtschaft 
(Grüne Wirtschaft)» 

 Botschaft zu einem Strom- bzw. Energieabkommen mit der EU 
 Vernehmlassung zur «Strategie Stromnetze» 

 
 
Die Volksinitiative «Für eine sichere und wirt-
schaftliche Stromversorgung (Stromeffizienz-
Initiative)» zielt auf eine Erhöhung der Stromef-
fizienz. Die Initianten fordern unter anderem, 
die Stromeffizienz bis 2035 so weit zu stei-
gern, dass der jährliche Stromendverbrauch 
dannzumal das Niveau von 2011 nicht über-
schreitet. Der Bundesrat wird im ersten Halb-
jahr 2014 die Botschaft zu dieser Volksinitiati-
ve verabschieden. 

Der Bundesrat wird im ersten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Revision des Umweltschutz-
gesetzes (USG) als indirekten Gegenvorschlag 
zur Volksinitiative «Für eine nachhaltige und 
ressourceneffiziente Wirtschaft (Grüne Wirt-
schaft)» verabschieden. Mit der Änderung des 
USG will der Bundesrat neue Rechtsgrundla-
gen für die effizientere Nutzung der natürli-
chen Ressourcen schaffen. Die Umweltbelas-
tung soll langfristig massgeblich vermindert 
und die Leistungsfähigkeit der Schweizer Wirt-
schaft soll gestärkt werden. 

Ein Strom- bzw. Energieabkommen mit der EU 
bezweckt die vollwertige Eingliederung der 
Schweiz in den europäischen Strombinnen-
markt, was für die Stromversorgungssicherheit 
der Schweiz und für die Schweizer Stromwirt-
schaft von zentralem Interesse ist. Die Ver-
handlungen der Schweiz mit der EU zu einem 

Strom- bzw. Energieabkommen sollen im zwei-
ten Halbjahr 2014 abgeschlossen werden. 
Dabei wird die mit der EU ausgehandelte Lö-
sung der institutionellen Fragen nach Möglich-
keit auf dieses Abkommen angewendet. Die 
Botschaft zum Strom- bzw. Energieabkommen 
mit der EU wird der Bundesrat ebenfalls im 
zweiten Halbjahr 2014 verabschieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die «Strategie Stromnetze» in die Vernehmlas-
sung schicken. Die «Strategie Stromnetze» ist 
ein integraler Bestandteil der Energiestrategie 
2050, verläuft aber nachgelagert zum ersten 
Massnahmenpaket. Die Stromnetze sind als 
Bindeglied zwischen Produktion und Verbrauch 
ein Schlüsselelement bei der Umsetzung der 
Energiestrategie 2050. Sie ermöglichen aber 
auch den Austausch mit europäischen Part-
nern und sind so ein wichtiges Element der 
Versorgungssicherheit. Sowohl im Bereich des 
Übertragungsnetzes als auch der Verteilnetze 
bestehen dabei grosse Herausforderungen. 
Die Strategie Stromnetze soll verbindliche Vor-
gaben für die Planung und die Prozesse der 
Netzentwicklung sowie für den Einbezug der 
Betroffenen definieren und so den zeit- und 
bedarfsgerechten Umbau und Ausbau der 
Stromnetze sicherstellen. 
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Ziel 21: Die Schweiz verfügt über ein finanziell solides und ausgebautes 
Verkehrsinfrastruktursystem 

 Botschaft zur Schaffung eines Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) 
zur Schliessung der Finanzierungslücke und zum Strategischen Entwicklungsprogramm 
Nationalstrasse 

 Botschaft zur Freigabe der Mittel ab 2015 für das Programm Agglomerationsverkehr 
 Zweite Programmbotschaft zur Beseitigung von Engpässen auf dem Nationalstrassennetz 
 Botschaft zur Totalrevision des Gütertransportgesetzes und Gesamtkonzeption zur Förde-

rung des Schienengüterverkehrs in der Fläche 
 Vernehmlassung zur Organisation der Bahninfrastruktur (OBI) 
 Entscheid zum zukünftigen Betrieb des Flugplatzes Dübendorf 

 
 
Die Finanzierung der Aufgaben im Zusam-
menhang mit dem Strassenverkehr ist mit 
wachsenden Ausgaben und sinkenden Ein-
nahmen konfrontiert. Bis voraussichtlich Ende 
2017 wird der positive Saldo der Spezialfinan-
zierung Strassenverkehr vollständig abgebaut 
sein. Angesichts der steigenden Diskrepanz 
zwischen dem ausgewiesenen Bedarf und den 
zur Verfügung stehenden Mitteln wird der 
Bundesrat deshalb im zweiten Halbjahr die 
Botschaft zur Schaffung eines Nationalstras-
sen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF), 
zur Schliessung der Finanzierungslücke und 
zum «Strategischen Entwicklungsprogramm 
Nationalstrasse» verabschieden. 

Im Rahmen der zweiten Generation der Ag-
glomerationsprogramme «Verkehr und Sied-
lung» haben 41 Agglomerationen Bundesmittel 
für den Ausbau der Strassen- und Schieneninf-
rastruktur beantragt. Nach erfolgter Prüfung 
und Priorisierung sowie gestützt auf die Er-
gebnisse der Vernehmlassung wird der Bun-
desrat in der ersten Jahreshälfte 2014 die 
Botschaft zu einem Bundesbeschluss über die 
Freigabe der Mittel ab 2015 für das Programm 
Agglomerationsverkehr verabschieden. 

Der Bundesrat wird die zweite Programmbot-
schaft zur Beseitigung von Engpässen im Na-
tionalstrassennetz in der ersten Jahreshälfte 
verabschieden. Mit dieser Vorlage sollen wei-
tere Projekte zur Beseitigung von Engpässen 
im Nationalstrassennetz lanciert und die dafür 
notwendigen finanziellen Mittel aus dem Infra-
strukturfonds freigegeben werden. Zudem 
wird der Bundesrat über den Stand der Um-
setzung der in der ersten Programmbotschaft 
freigegebenen Projekte sowie über die Ergeb-

nisse der zwischenzeitlich erfolgten Konkreti-
sierung der übrigen Projekte zur Engpassbe-
seitigung Bericht erstatten. 

Der Bundesrat wird in der ersten Jahreshälfte 
die Totalrevision des Gütertransportgesetzes 
und die Gesamtkonzeption zur Förderung des 
Schienengüterverkehrs in der Fläche verab-
schieden. Die Botschaft wird die Ziele für den 
Schienengüterverkehr in der Fläche enthalten, 
ein ausgewogenes Instrumentarium an Mass-
nahmen zur Erreichung dieser Ziele umfassen 
und künftige Entwicklung und Finanzierung der 
Güterverkehrsinfrastruktur aufzeigen. 

Der Bundesrat wird die Vernehmlassungsvor-
lage zur Organisation der Bahninfrastruktur 
(OBI) in der zweiten Jahreshälfte verabschie-
den. Mit dieser Vorlage sollen das Bahnsystem 
auf künftige Entwicklungen ausgerichtet, 
gleichzeitig die hohe Qualität des Schweizer 
Bahnsystems erhalten und ein effizienter Ein-
satz der Mittel sichergestellt werden. Die Vor-
lage wird weiter den Handlungsbedarf im Be-
reich Regulierung und Organisation des Eisen-
bahnsektors aufzeigen, um den diskriminie-
rungsfreien Zugang zur Bahninfrastruktur län-
gerfristig zu gewährleisten sowie Massnahmen 
im Bereich des Regulators, der Trassenverga-
be und der Organisation der Transportunter-
nehmen vorschlagen. 

Nach Durchführung eines Einladungsverfah-
rens wird der Bundesrat 2014 entscheiden, ob 
der Flugplatz Dübendorf inskünftig durch einen 
zivilen Flugplatzhalter betrieben werden soll. 
Dabei ist von einem zivilen Flugfeld für die 
General Aviation, Business Aviation und Werk-
fliegerei auszugehen. 



 

50 

Ziel 22: Die Schweiz trägt zur Eindämmung des Klimawandels und seiner 
Folgen bei 

 Botschaft zur Ratifikation eines bilateralen Abkommens mit der EU über die Verknüpfung 
des Emissionshandels 

 Aktionsplan Anpassung an den Klimawandel 
 
 
Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Ratifikation eines bilateralen 
Abkommens mit der EU über die Verknüpfung 
ihrer jeweiligen Emissionshandelssysteme 
verabschieden. Mit der Anbindung der Schweiz 
an das Emissionshandelssystem der EU erhal-
ten Schweizer Unternehmen gleiche Marktbe-
dingungen wie ihre europäische Konkurrenz. 

Das Klima in der Schweiz wird sich in den 
kommenden Jahrzehnten beschleunigt verän-
dern. Die mittleren Temperaturen werden in 
allen Landesteilen und Jahreszeiten steigen 

und die Sommerniederschläge werden signifi-
kant abnehmen. Die klimatischen Verände-
rungen wirken sich auf Umwelt, Wirtschaft und 
Gesellschaft aus. Im ersten Teil seiner Anpas-
sungsstrategie hat der Bundesrat den Rahmen 
für ein koordiniertes Vorgehen bei der Anpas-
sung an die Klimaänderung auf Bundesebene 
gesetzt. In einem zweiten Teil der Strategie 
wird der Bundesrat im ersten Halbjahr 2014 
den Aktionsplan verabschieden, welcher in 
Zusammenarbeit mit den Kantonen, Gemein-
den, Verbänden und Privaten erarbeitet wird. 
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Ziel 23: Die Schweiz pflegt eine optimale Raum- und Bodennutzung und 
sorgt für einen wirksamen Umwelt-, Kulturland- und Naturschutz, 
insbesondere durch eine bessere Abstimmung von Raumord-
nung und Infrastrukturen 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über Zweitwohnungen 
 Botschaft zur Revision des Waldgesetzes 
 Vernehmlassung zur Revision Lex Koller 
 Vernehmlassung zur zweiten Etappe der Revision des Raumplanungsgesetzes 
 Aktionsplan zur Umsetzung der Strategie Biodiversität Schweiz 

 
 
Die von Volk und Ständen am 11. März 2012 
angenommene Volksinitiative «Schluss mit 
uferlosem Bau von Zweitwohnungen!» ist auf 
Gesetzesstufe umzusetzen. Nach Auswertung 
der Ergebnisse der Vernehmlassung wird der 
Bundesrat im ersten Halbjahr 2014 die Bot-
schaft zu einem Bundesgesetz über Zweit-
wohnungen verabschieden. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Botschaft zur Revision des Waldgesetzes 
verabschieden. In Umsetzung der Waldpolitik 
2020 liegen die Schwerpunkte der Vorlage bei 
Massnahmen zur Prävention und Bekämpfung 
von Schadorganismen ausserhalb des 
Schutzwaldes. 

Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
die Vernehmlassung zur Revision des Bundes-
gesetzes vom 16. Dezember 1983 über den 
Erwerb von Grundstücken durch Personen im 
Ausland (Lex Koller) eröffnen. Die Vorlage wird 
eine Verschärfung der Lex Koller vorschlagen, 
um Missbräuche zu verhindern. 

Mit der zweiten Etappe der Revision des 
Raumplanungsgesetzes soll ein substanzieller 
Beitrag geleistet werden, um die verfassungs-
rechtlichen Ziele der Raumplanung – haushäl-
terische Bodennutzung und geordnete Be-

siedlung des Landes – künftig besser erfüllen 
und die mannigfaltigen Ansprüche an den 
Raum besser aufeinander abstimmen zu kön-
nen. Hauptbereiche der Revisionsvorlage bil-
den der Bereich der Bundesplanungen, die 
Verbesserung der Zusammenarbeit in funktio-
nalen Räumen, eine Stärkung der kantonalen 
Richtplanung, ein besserer Schutz der besten 
landwirtschaftlichen Böden sowie Optimierun-
gen und Vereinfachungen im Bereich des Bau-
ens ausserhalb der Bauzonen. Der Bundesrat 
wird dazu im zweiten Halbjahr 2014 eine Ver-
nehmlassung durchführen. 

Der Bundesrat wird 2014 den Aktionsplan zur 
Umsetzung der Strategie Biodiversität Schweiz 
verabschieden. Die Strategie soll die Erhaltung 
und Nutzung der Biodiversität in unserem 
Land langfristig sicherstellen. Die vorgesehe-
nen Massnahmen sollen die Erreichung der 
zehn Ziele der Strategie Biodiversität Schweiz 
gewährleisten. Dazu gehören insbesondere die 
nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressour-
cen durch alle betroffenen Sektoren, der Auf-
bau einer ökologischen Infrastruktur beste-
hend aus Schutz- und Vernetzungsgebieten, 
die Förderung der Biodiversität im Siedlungs-
raum und die Berücksichtigung der Biodiversi-
tät in der nationalen Wohlfahrtsmessung. 
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6 Die Schweiz hält in  
Bildung, Forschung  
und Innovation einen  
Spitzenplatz 
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Ziel 24: Die hohe Qualität und der international gute Ruf des schweizeri-
schen Hochschulsystems und der Forschung sind gewährleistet 

 Botschaft über die Ausgestaltung des Innovationsparks Schweiz 
 Botschaft über die Beteiligung der Schweiz am Betrieb der Europäischen Freie-Elektronen-

Röntgenlaseranlage 
 Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an Forschungsinfrastrukturen mit EU-

Rechtsrahmen ERIC 
 Beschlüsse zur Beteiligung der Schweiz an der ERIC-Forschungsinfrastruktur ESS 
 Beitritt der Schweiz zu der COST Association 
 Weiteres Vorgehen betreffend das Gesundheitsberufegesetz 

 
 
Das Forschungs- und Innovationsförderungs-
gesetz (FIFG) bildet die gesetzliche Grundlage 
zur Schaffung eines Innovationsparks Schweiz 
als neues Instrument zur Stärkung der natio-
nalen Innovationslandschaft. Der Bundesrat 
wird hierzu im ersten Halbjahr 2014 die Bot-
schaft verabschieden und darlegen, wie und 
an welchen Standorten der Innovationspark 
Schweiz konkret ausgestaltet werden soll. 

Mit dem Abschluss der Bauphase I im Jahre 
2015 wird die Betriebsphase der Europäi-
schen Freie-Elektronen-Röntgenlaseranlage 
(European XFEL) beginnen. Parallel zur Be-
triebsaufnahme soll in der sogenannten Bau-
phase II der Endausbau erfolgen. Eine Umfra-
ge zur Höhe der Nutzung durch Schweizer 
Forschende ist abgeschlossen. Hinsichtlich 
der angestrebten Beteiligung der Schweiz an 
der Bauphase II und an der Betriebsphase der 
Europäischen XFEL-Anlage wurde der notwen-
dige Verpflichtungskredit mit der BFI-Botschaft 
2013–2016 beantragt. Diese Mittel würden 
ausschliesslich im Falle eines Parlamentsbe-
schlusses gemäss Botschaft im zweiten Halb-
jahr 2014 zur Schweizer Betriebsteilnahme 
verpflichtet. 

Zur Umsetzung der in der ESFRI (European 
Strategy Forum on Research Infrastructures) 
Roadmap aufgeführten Forschungsinfrastruk-
turen hat die Europäische Kommission den 
EU-Rechtsrahmen ERIC (European Research 
Infrastructure Consortium) ausgearbeitet. Es 
ist bereits entschieden, dass verschiedene für 
die Schweizer Forschenden wichtige Infra-
strukturen – wie die im folgenden Punkt be-
schriebene ESS – unter dem ERIC-
Rechtsrahmen realisiert werden. Der Bundes-

rat wird anfangs 2014 hierzu die Botschaft 
über die Beteiligung der Schweiz an For-
schungsinfrastrukturen mit EU-Rechtsrahmen 
ERIC verabschieden. 

Bei der European Spallation Source ESS han-
delt es sich um eine europäische Forschungs-
infrastruktur im schwedischen Lund, welche 
darauf abzielt, die weltweit leistungsfähigste 
Neutronenquelle zu bauen. Um den exzellen-
ten Ruf der Schweizer Forschenden auf dem 
Gebiet der Neutronenstreuung international zu 
sichern, wird der Bundesrat Ende 2014 über 
die Beteiligung der Schweiz an der ERIC-
Forschungsinfrastruktur ESS entscheiden. 
Voraussetzung dafür ist die vorherige Geneh-
migung der ERIC-Botschaft durch das Parla-
ment. Gemäss Schweizer Roadmap für For-
schungsinfrastrukturen, wurde der für die 
Schweizer Beteiligung notwendige Verpflich-
tungskredit mit der BFI-Botschaft 2013–2016 
beantragt. 

COST ist ein zwischenstaatlicher Rahmen für 
europäische und weltweite Zusammenarbeit 
und Koordination von nationalen Forschungs-
aktivitäten. COST hat zum Ziel, Netzwerke zwi-
schen Forschenden zu bilden und zu unter-
stützen und ist auf Grundlagenforschung und 
Forschung im präkompetitiven Bereich ausge-
richtet. Derzeit gibt es rund 300 Forschungs-
programme in neun COST Fachbereichen. Die 
Schweiz beteiligt sich an circa 80 Prozent aller 
Programme. Auf 2014 hin wird die rechtliche 
Basis von COST erneuert und es wird ein Ver-
ein nach belgischem Recht als Trägerorganisa-
tion geschaffen. Der Bundesrat wird im zwei-
ten Halbjahr 2014 über den Beitritt zur neuen 
COST Rechtsstruktur entscheiden. Durch den 
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Beitritt zu dieser COST Association wird 
Schweizer Forschenden weiterhin ein einfa-
cher Zugang zum Europäischen Forschungs- 
und Innovationsraum ERA durch COST gewähr-
leistet. 

Das Bundesgesetz über die Gesundheitsberu-
fe soll im Interesse der öffentlichen Gesund-
heit die Anforderungen an die Ausbildung und 
die Ausübung der Gesundheitsberufe einheit-
lich festlegen. Ziel ist es, Fachleute auszubil-
den, die fähig sind, eine qualitativ hoch-

stehende Versorgung sicherzustellen und den 
Wandel des Gesundheitswesens mitzutragen. 
Bundesweit einheitlich geregelte Anforderun-
gen an die Ausübung der Gesundheitsberufe 
sollen die Rechtssicherheit und die Effizienz 
erhöhen. Das Geschäft stellt eine Massnahme 
der bundesstaatlichen Strategie «Gesundheit 
2020» dar. Der Bundesrat wird im zweiten 
Halbjahr 2014 vom Ergebnis der Vernehmlas-
sung Kenntnis nehmen und über das weitere 
Vorgehen entscheiden. 

 

 

Ziel 25: Der Nachwuchs für qualifizierte Fachkräfte in Wissenschaft und 
Wirtschaft wird gefördert, und die Bildungs- und Beschäftigungsfä-
higkeit von Jugendlichen ist verbessert 

 Weiterentwicklung von Instrumenten in der Berufsbildung zur Deckung des Fachkräftebe-
darfs 

 
 
Der demografische Wandel in der Gesellschaft 
erfordert zur Deckung des künftigen Fachkräf-
tebedarfs eine bessere Nutzung des inländi-
schen Potenzials an Fachkräften. Dazu gehö-
ren auch eine Verbesserung der beruflichen 
Mobilität von Erwachsenen. In der beruflichen 
Grundbildung sollen auf der Basis einer Analy-
se bestehender Angebote die Instrumente 
Anrechenbarkeit von Bildungsleistungen und 

von Berufspraxis sowie gezielte Angebote zur 
beruflichen Qualifizierung von Erwachsenen 
weiterentwickelt werden. Dem Fachkräfte-
mangel soll zudem mit einer besseren nationa-
len und internationalen Positionierung der 
höheren Berufsbildung begegnet werden. Der 
Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 zur 
Umsetzung dieser Reformen Grundsatzent-
scheide treffen. 

 

 

Ziel 26: Die Rahmenbedingungen für die Weiterbildung werden optimiert 
und sichergestellt 

 Keine Massnahmen 
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7 Die Schweiz sorgt für die 
rechtliche und tatsächli-
che Gleichstellung von 
Mann und Frau, vor al-
lem in Familie, Ausbil-
dung und Arbeit sowie 
beim Rentenalter 
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Ziel 27: Die Chancengleichheit wird verbessert 

 Bericht über die Bekämpfung der Lohndiskriminierung 
 Genehmigung vierter und fünfter periodischer Staatenbericht der Schweiz zum Überein-

kommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) 
 
 
Der Bundesrat wird im zweiten Halbjahr 2014 
einen Bericht über die Bekämpfung der Lohn-
diskriminierung zur Kenntnis nehmen. Der 
Bericht wird sich auf die Evaluation des Pro-
jekts Lohngleichheitsdialog, die rechtsverglei-
chende Zusammenstellung der staatlichen 
Instrumente zur Durchsetzung der Lohn-
gleichheit in 14 verschiedenen Staaten und 
die Studie über innerstaatliche Durchset-
zungsmechanismen und deren Tauglichkeit 
für die Durchsetzung der Lohngleichheit stüt-
zen. Der Bundesrat wird auf dieser Basis 

entscheiden, ob zusätzliche Massnahmen zur 
Bekämpfung der Lohndiskriminierung auf-
grund des Geschlechts getroffen werden sol-
len. 

Im zweiten Halbjahr 2014 wird der Bundesrat 
den kombinierten vierten und fünften periodi-
schen Staatenbericht der Schweiz zur Umset-
zung des Übereinkommens über die Beseiti-
gung jeder Form von Diskriminierung der Frau 
vom 18. Dezember 1979 (CEDAW) genehmi-
gen. 

 

 

Ziel 28: Die Gleichstellung von Frau und Mann in der Bundesverwaltung 
und in den bundesnahen Betrieben wird durchgesetzt, und die 
Chancengleichheit der sprachlichen Minderheiten ist gewährleis-
tet 

 Keine Massnahmen 
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Wichtigste geplante Parlamentsgeschäfte 2014 

1 Der Standort Schweiz ist attraktiv, wettbewerbsfähig und zeichnet sich 
durch einen gesunden Bundeshaushalt sowie effiziente staatliche Instituti-
onen aus 

Ziel 1 Das Gleichgewicht des Bundeshaushalts bleibt 
gewahrt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Optimierung des Rechnungsmodells des 
Bundes (NRM) 

X  

    

Ziel 2 Die schweizerische Wirtschaft ist durch bestmög-
liche Rahmenbedingungen gefestigt und wächst 
weiterhin 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die 
wirtschaftliche Landesversorgung 

 X 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die 
Schweizerische Exportrisikoversicherung (SERVG) 

 X 

 Botschaft für ein Rahmengesetz für Ladenöffnungszei-
ten (Montag bis Samstag) 

 X 

 Bericht zur Bemessung der Standardarbeitskraft (in 
Erfüllung des Po. Müller Leo 12.3906) 

 X 

 Bericht zu mehr Transparenz im Schweizer Rohstoff-
sektor (in Erfüllung des Po. APK-N 13.3365) 

 X 

 Rechtsvergleichender Bericht zu mehr Sorgfaltsprüfung 
bezüglich Menschenrechten und Umwelt im Zusam-
menhang mit Auslandaktivitäten von Schweizer Kon-
zernen (in Erfüllung des Po. APK-N 12.3980) 

 X 

    

Ziel 3 Stabilität und Standortattraktivität des Finanz-
platzes sind gewährleistet; die Schweiz verfügt 
über eine wettbewerbsfähige, einfache, unbüro-
kratische Regulierung 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Ratifikation der multilateralen Konvention 
der OECD und des Europarates über die gegenseitige 
Amtshilfe in Steuersachen 

 X 

 Botschaft zum Finanzmarktinfrastrukturgesetz  X 

 Botschaft zum Finanzdienstleistungsgesetz  X 

 Botschaften zu weiteren Doppelbesteuerungsabkom-
men 

 X 
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Ziel 4 Die Agrarpolitik entwickelt sich in Richtung einer 
integralen Politik für die Land- und Ernährungs-
wirtschaft weiter 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

in Bericht zur 

Motion WAK-N 

12.3665 integriert 

Bericht zur Aufhebung der Milchkontingentierung in der 
EU und den Auswirkungen auf die Perspektiven der 
Milchbranche (in Erfüllung des Po. Bourgeois 12.3344) 

X  

    

Ziel 5 Die Handlungs- und Leistungsfähigkeit der 
schweizerischen Institutionen und deren Zusam-
menarbeit sind optimiert 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Teilrevision des Bundesgesetzes über die 
Meteorologie und Klimatologie 

 X 

 Botschaft zur Festlegung des Ressourcen- und Lasten-
ausgleichs zwischen Bund und Kantonen für die Bei-
tragsperiode 2016–2019 (auf der Grundlage des zwei-
ten NFA-Wirksamkeitsberichtes) 

 X 

 Botschaft zur Teilrevision des Zollgesetzes  X 

 Bericht betreffend die Überprüfung der Einhaltung der 
NFA-Prinzipien (in Erfüllung des Po. Stadler 12.3412) 

 X 

    

Ziel 6 Die Attraktivität und die Glaubwürdigkeit des 
schweizerischen Steuersystems sind gestärkt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Revision des Steuerstrafrechts X  

 Botschaft zur Revision der Quellenbesteuerung  X 

 Botschaft zur Volksinitiative «Millionen-Erbschaften 
besteuern für unsere AHV (Erbschaftssteuerreform)» 

X  

 Bericht «Erodiert die Mittelschicht?» (in Erfüllung des 
Po. Leutenegger Oberholzer 10.4023) 

 X 

 Bericht zur Verteilung des Wohlstandes in der Schweiz 
(in Erfüllung des Po. Fehr 10.4046 ) 

 X 

 Bericht zu steuerlichen Fördermassnahmen im Bereich 
Forschung und Entwicklung (in Erfüllung des Po. WAK-N 
10.3894) 

 X 

 Bericht zur Verbesserung der Steuerstatistik der Unter-
nehmensbesteuerung (in Erfüllung des Po. Fässler 
12.3821) 

 X 

    

Ziel 7 Die Schweiz nutzt die Chancen der Informations- 
und Kommunikationstechnologien und anderer 
moderner Technologien 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Bericht über die Entwicklung des Roamings sowie über 
den Stand des Fernmeldemarktes (in Erfüllung des Po. 
KVF-SR 13.3009) 

 X 
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 Bericht über zukunftstaugliche Mobilfunknetzte (in 
Erfüllung des Po. Noser 12.3580) 

 X 

    

2 Die Schweiz ist regional und global gut positioniert und hat ihren Einfluss im 
internationalen Kontext gestärkt 

Ziel 8 Die Schweiz ist global gut vernetzt, und ihre Posi-
tion im internationalen Kontext und in den multi-
lateralen Institutionen ist gefestigt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft über die neue Strategie zur Stärkung der 
Attraktivität und der Wettbewerbsfähigkeit der Schweiz 
als Gaststaat durch das internationale Genf 

 X 

 Botschaft über einen Rahmenkredit (2016–2019) für 
die Genfer Zentren 

 X 

 Botschaft zum Änderungsprotokoll Nr. 15 und Zusatz-
protokoll Nr. 16 zur EMRK 

 X 

    

Ziel 9 Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist gestärkt 1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Ausdehnung der Personenfreizügigkeit 
auf Kroatien (Protokoll III) 

X  

 Botschaft über den Beitrag der Schweiz zugunsten von 
Kroatien zur Verringerung der wirtschaftlichen und 
sozialen Ungleichheiten in der erweiterten EU 

X  

 Botschaft zum Abkommen zwischen der Schweiz und 
der EU zur Teilnahme am EU MEDIA Programm 2014–
2020 

X  

    

Ziel 10 Die Aussenwirtschaftsstrategie ist weiterentwi-
ckelt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Keine Massnahmen   

    

Ziel 11 Die Schweiz leistet einen angemessenen Beitrag 
zur Bewältigung der Armutsprobleme und zur 
Minderung globaler Risiken 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Ratifikation und Umsetzung des Arms 
Trade Treaty (ATT) 

 X 
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Ziel 12 Die Schweiz hat ihr Engagement im Bereich Men-
schenrechte, Friedenspolitik, Mediation und Gute 
Dienste verstärkt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Genehmigung der Änderungen des Rö-
mer Statuts des Internationalen Strafgerichtshofs vom 
10. und 11. Juni 2010 betreffend das Verbrechen der 
Aggression und Kriegsverbrechen 

X  

 Bericht über eine Strategie zur Umsetzung des Rah-
menwerks «Protect, Respect, Remedy» (in Erfüllung des 
Po. von Graffenried 12.3503) 

 X 

    

3 Die Sicherheit der Schweiz ist gewährleistet 

Ziel 13 Instrumente zur frühzeitigen Erkennung und Be-
kämpfung sicherheitspolitischer Gefahren und 
Risiken werden wirksam angewendet 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Änderung der Rechtsgrundlagen für die 
Weiterentwicklung der Armee (WEA) 

X  

 Botschaft zur Revision der Gesetzgebung des Zivil-
dienstes 

X  

    

Ziel 14 Kriminalität, Terrorismus und Cyberangriffe wer-
den wirkungsvoll bekämpft, und der Gewaltan-
wendung in der schweizerischen Gesellschaft 
wird vorgebeugt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zum Bundesgesetz über das Strafregister-
Informationssystem VOSTRA (Strafregistergesetz) 

X  

 Botschaft zur Totalrevision des Ordnungsbussengeset-
zes (OBG)  

 X 

 Bericht zum Stand des Strafvollzugs in der Schweiz (in 
Erfüllung des Po. Amherd 11.4072) 

X  

    

Ziel 15 Die Zusammenarbeit mit in- und ausländischen 
Partnern ist intensiviert 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über die Zusam-
menarbeit mit ausländischen Behörden und über den 
Schutz der schweizerischen Souveränität 

 X 

 Botschaft zur Änderung des Strafgesetzbuches (Korrup-
tionsstrafrecht) 

X  

 Botschaft zur Änderung des Bundesgesetzes über 
internationale Rechtshilfe in Strafsachen (IRSG)  

 X 
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4 Der gesellschaftliche Zusammenhalt der Schweiz ist gefestigt, und den de-
mografischen Herausforderungen wird wirksam begegnet 

Ziel 16 Die Chancen der Migration werden genutzt, und 
ihren Risiken wird begegnet 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Änderung des Asylgesetzes (Neustruktu-
rierung des Asylbereichs) 

X  

 Botschaft zum Abkommen mit der EU über eine Teil-
nahme der Schweiz am Europäischen Unterstützungs-
büro für Asylfragen (EASO) 

 X 

    

Ziel 17 Die gesellschaftliche Kohäsion wird gestärkt, und 
gemeinsame Werte werden gefördert 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Revision des Bundesgesetzes über die 
Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport 
(IBSG) 

 X 

 Botschaft zur Volksinitiative «Pro Service public» X  

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «Für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen» 

 X 

 Bericht über eine Gesamtschau der schweizerischen 
Medienlandschaft (in Erfüllung der Mo. SPK-N 
12.3004) 

 X 

 Bericht über Massnahmen zur Unterstützung und Ent-
lastung von pflegenden Angehörigen 

 X 

 Bericht «Zeitgemässes kohärentes Zivil- und insbes. 
Familienrecht» (in Erfüllung des Po. Fehr 12.3607) 

 X 

 Bericht «Unterstützung für Schweizerinnen und 
Schweizer im Ausland» (in Erfüllung des Po. Abate 
11.3572) 

X  

    

Ziel 18 Das Kostenwachstum im Gesundheitswesen wird 
eingedämmt, und die Qualität der Gesundheits-
versorgung sowie die Patientensicherheit werden 
erhöht 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Teilrevision des KVG im Zusammenhang 
mit der Erleichterung von grenzüberschreitenden Ko-
operationsprojekten 

 X 

 Bericht zur Medikamentenabhängigkeit und zur Bedeu-
tung der Medikamente als «smart drugs» 

 X 

 Bericht betreffend die Stärkung der Patientenrechte (in 
Erfüllung der Po. Kessler 12.3100, Gilli 12.3124 und 
Steiert 12.3207) 

 X 
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 Bericht zur Positionierung der Apotheken in der Grund-
versorgung (in Erfüllung des Po. Humbel 12.3864) 

 X 

    

Ziel 19 Die Sozialwerke sind finanziell konsolidiert und 
nachhaltig gesichert 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Reform der Altersvorsorge 2020  X 

 Botschaft zur Eidgenössischen Volksinitiative «AHVplus: 
für eine starke AHV» 

 X 

siehe Vorlage 
«Altersvorsorge 

2020» 

Bericht «Ergänzungsleistungen zur AHV/IV: Kostenent-
wicklung und Reformbedarf» (in Erfüllung der Po. Hum-
bel 12.3602, Kuprecht 12.3673 und FDP-Liberale 
Fraktion 12.3677) 

 X 

siehe Vorlage 
«Altersvorsorge 

2020» 

Bericht «Angemessene berufliche Vorsorge auch für 
Angestellte in Berufen mit typischerweise mehreren 
Arbeitgebern» (in Erfüllung des Po. Fetz 12.3318)  

 X 

    

5 Die Schweiz nutzt Energien und Ressourcen nachhaltig und effizienter und 
ist auf das zunehmende Mobilitätsbedürfnis vorbereitet 

Ziel 20 Die Versorgung der Schweiz mit Energie und na-
türlichen Ressourcen ist langfristig gesichert; der 
schrittweise Ausstieg aus der Kernenergie sowie 
Massnahmen zur Reduktion der Abhängigkeit von 
fossilen Energien sind in die Wege geleitet 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine sichere und wirt-
schaftliche Stromversorgung (Stromeffizienz-Initiative)» 

X  

 Botschaft zur Volksinitiative «Für eine nachhaltige und 
ressourceneffiziente Wirtschaft (Grüne Wirtschaft)» 
(USG-Revision als indirekter Gegenvorschlag) 

X  

 Botschaft zu einem Strom- bzw. Energieabkommen mit 
der EU 

 X 

    

Ziel 21 Die Schweiz verfügt über ein finanziell solides und 
ausgebautes Verkehrsinfrastruktursystem 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Schaffung eines Nationalstrassen- und 
Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) zur Schliessung 
der Finanzierungslücke und zum Strategischen Entwick-
lungsprogramm Nationalstrasse 

 X 

 Botschaft zur Freigabe der Mittel ab 2015 für das Pro-
gramm Agglomerationsverkehr 

X  

 Zweite Programmbotschaft zur Beseitigung von Eng-
pässen auf dem Nationalstrassennetz 

X  
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 Botschaft zur Totalrevision des Gütertransportgesetzes 
und Gesamtkonzeption zur Förderung des Schienengü-
terverkehrs in der Fläche 

X  

 Botschaft zur Änderung des Arbeitszeitgesetzes  X 

    

Ziel 22 Die Schweiz trägt zur Eindämmung des Klima-
wandels und seiner Folgen bei 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zur Ratifikation eines bilateralen Abkommens 
mit der EU über die Verknüpfung des Emissionshandels 

 X 

    

Ziel 23 Die Schweiz pflegt eine optimale Raum- und Bo-
dennutzung und sorgt für einen wirksamen Um-
welt-, Kulturland- und Naturschutz, insbesondere 
durch eine bessere Abstimmung von Raumord-
nung und Infrastrukturen 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft zu einem Bundesgesetz über Zweitwohnun-
gen 

X  

 Botschaft zur Revision des Waldgesetzes  X 

 Botschaft zur Ratifikation des revidierten Protokolls 
zum Übereinkommen über weiträumige grenzüber-
schreitende Luftverunreinigung, betreffend Schwerme-
talle 

X  

    

6 Die Schweiz hält in Bildung, Forschung und Innovation einen Spitzenplatz 

Ziel 24 Die hohe Qualität und der international gute Ruf 
des schweizerischen Hochschulsystems und der 
Forschung sind gewährleistet 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Botschaft über die Ausgestaltung des Innovationsparks 
Schweiz 

X  

 Botschaft über die Beteiligung der Schweiz am Betrieb, 
inkl. Bauphase 2, der Europäischen Freie-Elektronen-
Röntgenlaseranlage (European XFEL) 

 X 

 Botschaft über die Beteiligung der Schweiz an For-
schungsinfrastrukturen mit EU-Rechtsrahmen ERIC 
(European Research Infrastructure Consortium) 

X  

 Bericht zu den identifizierten Optimierungspotenzialen 
der KTI (in Erfüllung der Mo. Gutzwiller 11.4136) 

X  
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Ziel 25 Der Nachwuchs für qualifizierte Fachkräfte in 
Wissenschaft und Wirtschaft wird gefördert, und 
die Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit von 
Jugendlichen ist verbessert 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Keine Massnahmen   

    

Ziel 26 Die Rahmenbedingungen für die Weiterbildung 
werden optimiert und sichergestellt 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Keine Massnahmen   

    

7 Die Schweiz sorgt für die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung von 
Mann und Frau, vor allem in Familie, Ausbildung und Arbeit sowie beim 
Rentenalter 

Ziel 27 Die Chancengleichheit wird verbessert 1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Bericht über die Bekämpfung der Lohndiskriminierung  X 

    

Ziel 28 Die Gleichstellung von Frau und Mann in der 
Bundesverwaltung und in den bundesnahen Be-
trieben wird durchgesetzt, und die Chancen-
gleichheit der sprachlichen Minderheiten ist ge-
währleistet 

1. Halbjahr 2014 2. Halbjahr 2014 

 Keine Massnahmen   
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Wichtigste Wirksamkeitsüberprüfungen 2014 

 
Die nachstehend aufgeführten Wirksamkeits-
überprüfungen werden in Anwendung von 
Artikel 170 der Bundesverfassung vorgenom-

men. Dazu gehören seit 2007 auch vertiefte 
Regulierungsfolgeabschätzungen. 

 

1 Der Standort Schweiz ist attraktiv, wettbewerbsfähig und zeichnet sich 
durch einen gesunden Bundeshaushalt sowie effiziente staatliche Institu-
tionen aus 

Ziel 1 Das Gleichgewicht des Bundeshaushalts bleibt gewahrt 

 Titel: Zweiter Wirksamkeitsbericht NFA 

 Auftraggeber: Eidgenössische Finanzverwaltung (EFV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über den Finanz- und Lastenausgleich vom 
3. Oktober 2003 (FiLaG), Artikel 18 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 1 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vorbereitung einer Gesetzesrevisi-
on oder eines neuen Erlasses 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch, Französisch und Italienisch 

   

Ziel 2 Die schweizerische Wirtschaft ist durch bestmögliche Rahmenbedingungen gefestigt und 
wächst weiterhin 

 Keine  

   

Ziel 3 Stabilität und Standortattraktivität des Finanzplatzes sind gewährleistet; die Schweiz 
verfügt über eine wettbewerbsfähige, einfache, unbürokratische Regulierung 

 Keine  
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Ziel 4 Die Agrarpolitik entwickelt sich in Richtung einer integralen Politik für die Land- und Er-
nährungswirtschaft weiter 

 Titel: Regulierungsfolgenabschätzung zur Revision der Verord-
nungen zum Lebensmittelgesetz 

 Auftraggeber: Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwe-
sen (BLV), Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Parlamentsgesetz (Art. 141, Abs. 2), Bundesratsbeschluss 
vom 18. Januar 2006 (Vereinfachung des unternehmeri-
schen Alltags) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 4 

 Verwendungszweck: Vorbereitung einer Gesetzesrevision oder eines neuen 
Erlasses 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch 

   

Ziel 5 Die Handlungs- und Leistungsfähigkeit der schweizerischen Institutionen und deren Zu-
sammenarbeit sind optimiert 

 Keine  

   

Ziel 6 Die Attraktivität und die Glaubwürdigkeit des schweizerischen Steuersystems sind ge-
stärkt 

 Keine  

   

Ziel 7 Die Schweiz nutzt die Chancen der Informations- und Kommunikationstechnologien und 
anderer moderner Technologien 

 Keine  
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2 Die Schweiz ist regional und global gut positioniert und hat ihren Einfluss 
im internationalen Kontext gestärkt 

Ziel 8 Die Schweiz ist global gut vernetzt, und ihre Position im internationalen Kontext und in 
den multilateralen Institutionen ist gefestigt 

 Keine  

  

Ziel 9 Das Verhältnis der Schweiz zur EU ist gestärkt 

 Keine  

   

Ziel 10 Die Aussenwirtschaftsstrategie ist weiterentwickelt 

 Keine  

   

Ziel 11 Die Schweiz leistet einen angemessenen Beitrag zur Bewältigung der Armutsprobleme 
und zur Minderung globaler Risiken 

 Titel: Wirkungsbericht Klima – DEZA / SECO 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976, 
Artikel 9 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 11 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

  

Ziel 12 Die Schweiz hat ihr Engagement im Bereich Menschenrechte, Friedenspolitik, Mediation 
und Gute Dienste verstärkt 

 Titel: Evaluation Praxis Humanitäre Visa 

 Auftraggeber: Bundesamt für Migration (BFM)  

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: – 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 12 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch 
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 Titel: Evaluation of SDC's Thematic Learning / Networks 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976, 
Artikel 9 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 12 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Englisch 

   

 Titel: Evaluation of SDC's Mainstreaming Governance 

 Auftraggeber: Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit (DEZA) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die internationale Entwicklungszu-
sammenarbeit und humanitäre Hilfe vom 19. März 1976, 
Artikel 9 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 12 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Englisch 

   

3 Die Sicherheit der Schweiz ist gewährleistet 

Ziel 13 Instrumente zur frühzeitigen Erkennung und Bekämpfung sicherheitspolitischer Gefah-
ren und Risiken werden wirksam angewendet 

 Keine  

   

Ziel 14 Kriminalität, Terrorismus und Cyberangriffe werden wirkungsvoll bekämpft, und der Ge-
waltanwendung in der schweizerischen Gesellschaft wird vorgebeugt 

 Keine  

   

Ziel 15 Die Zusammenarbeit mit in- und ausländischen Partnern ist intensiviert 

 Keine  
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4 Der gesellschaftliche Zusammenhalt der Schweiz ist gefestigt, und den 
demografischen Herausforderungen wird wirksam begegnet 

Ziel 16 Die Chancen der Migration werden genutzt, und ihren Risiken wird begegnet 

 Keine  

   

Ziel 17 Die gesellschaftliche Kohäsion wird gestärkt, und gemeinsame Werte werden gefördert 

 Keine  

   

Ziel 18 Das Kostenwachstum im Gesundheitswesen wird eingedämmt, und die Qualität der Ge-
sundheitsversorgung sowie die Patientensicherheit werden erhöht 

 Titel: Evaluation Umsetzung Artikel 71a und b KVV 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Verordnung über die Krankenversicherung vom 27. Juni 
1995, Artikel 32 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 18 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Schlussbericht in Deutsch (Zusammenfassung in Deutsch 
und Französisch) 

   

 Titel: Evaluation vorgezogene Revision Heilmittelgesetz HMG 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Organisationsverordnung vom 28. Juni 2000 für das Eid-
genössische Departement des Innern (Art. 9, Bst. 3e) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 18 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Vorbereitung einer Gesetzesrevision 
oder eines neuen Erlasses 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch (Zusammenfassung in Deutsch 
und Französisch) 
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 Titel: Evaluation Aktionsplan Synthetische Nanomaterialien 

 Auftraggeber: Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Organisationsverordnung vom 28. Juni 2000 für das Eid-
genössische Departement des Innern (Art. 9, Bst. 3e) 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 18 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch oder Französisch (Zusammenfassung in Deutsch 
und Französisch) 

   

Ziel 19 Die Sozialwerke sind finanziell konsolidiert und nachhaltig gesichert 

 Titel: Evaluation Pilotprojekt Ingeus – Pilotversuch nach Art. 
68quater IVG 

 Auftraggeber: Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Invalidengesetz (IVG) vom 19. Juni 
1959, Artikel 68 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 19 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung, Rechenschaftsablage, Vorbereitung 
einer Gesetzesrevision oder eines neuen Erlasses 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse, Wirtschaftlichkeits-
analyse 

 Sprache: Schlussbericht in Deutsch (Zusammenfassung in Franzö-
sisch, Italienisch und Englisch) 
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5 Die Schweiz nutzt Energien und Ressourcen nachhaltig und effizienter 
und ist auf das zunehmende Mobilitätsbedürfnis vorbereitet 

Ziel 20 Die Versorgung der Schweiz mit Energie und natürlichen Ressourcen ist langfristig gesi-
chert, und der schrittweise Ausstieg aus der Kernenergie sowie Massnahmen zur Reduk-
tion der Abhängigkeit von fossilen Energien sind in die Wege geleitet 

 Titel: Evaluation Artikels 9 des Energiegesetzes (EnG) 

 Auftraggeber: Bundesamt für Energie (BFE) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Energiegesetz vom 26. Juni 1998, Artikel 20 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 20 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage, Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation, Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch (Zusammenfassung in Deutsch, Französisch und 
Italienisch) 

   

Ziel 21 Die Schweiz verfügt über ein finanziell solides und ausgebautes Verkehrsinfrastruktur-
system 

 Keine  

   

Ziel 22 Die Schweiz trägt zur Eindämmung des Klimawandels und seiner Folgen bei 

 Keine  

   

Ziel 23 Die Schweiz pflegt eine optimale Raum- und Bodennutzung und sorgt für einen wirksa-
men Umwelt-, Kulturland- und Naturschutz, insbesondere durch eine bessere Abstim-
mung von Raumordnung und Infrastrukturen 

 Keine  
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6 Die Schweiz hält in Bildung, Forschung und Innovation einen Spitzenplatz 

Ziel 24 Die hohe Qualität und der international gute Ruf des schweizerischen Hochschulsystems 
und der Forschung sind gewährleistet 

 Titel: Evaluation des Schweizerischen Nationalfonds (SNF) unter 
den Gesichtspunkten «Förderung von Infrastrukturen» und 
«Entwicklung und Förderung von Fachbereichen» 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation vom 7. Oktober 1983 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 24 

 Verwendungszweck: Vorbereitung BFI-Botschaft 2017–2020 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch 

   

 Titel: Wirkungsprüfung Nationale Forschungsschwerpunkte NFS 
(NFS-Wirkungsprüfung) 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der 
Innovation vom 7. Oktober 1983, Verordnung zum For-
schungs- und Innovationsförderungsgesetz vom 10. Juni 
1985 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 24 

 Verwendungszweck: Vorbereitung BFI-Botschaft 2017–2020 

 Adressat: Verwaltung 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse 

 Sprache: Deutsch 
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Ziel 25 Der Nachwuchs für qualifizierte Fachkräfte in Wissenschaft und Wirtschaft wird geför-
dert, und die Bildungs- und Beschäftigungsfähigkeit von Jugendlichen ist verbessert 

 Titel: Massnahmen zur Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses in der Schweiz (Bericht in Erfüllung des Po. 
WBK-SR 12.3343) 

 Auftraggeber: Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bericht in Erfüllung des Postulats WBK-SR 12.3343 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 25 

 Verwendungszweck: Vollzugsoptimierung 

 Adressat: Parlament 

 Art der Evaluation: Wirkungsanalyse, Ex-Ante-Evaluation 

 Sprache: Deutsch, Französisch und Italienisch 

   

Ziel 26 Die Rahmenbedingungen für die Weiterbildung werden optimiert und sichergestellt 

 Keine  

   

7 Die Schweiz sorgt für die rechtliche und tatsächliche Gleichstellung von 
Mann und Frau, vor allem in Familie, Ausbildung und Arbeit sowie beim 
Rentenalter 

Ziel 27 Die Chancengleichheit wird verbessert 

 Titel: Evaluation des Lohngleichheitsdialogs 

 Auftraggeber: Bundesamt für Justiz (BJ) 

 Gesetzlicher Evaluationsauftrag: Bundesverfassung, Artikel 182, Absatz 2 

 Bezug zu politischen Schwerpunkten 
Bundesrat: 

Legislaturplanung 2011–2015, Ziel 27 

 Verwendungszweck: Rechenschaftsablage 

 Adressat: Bundesrat 

 Art der Evaluation: Vollzugsevaluation 

 Sprache: Deutsch 

   

Ziel 28 Die Gleichstellung von Frau und Mann in der Bundesverwaltung und in den bundesna-
hen Betrieben wird durchgesetzt, und die Chancengleichheit der sprachlichen Minderhei-
ten ist gewährleistet 

 Keine  
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